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TONY SENDER, BERLIN

Mai im Sturmjahr 1932
Wir stehen in einem Kampfjähr ohnegleichen.

-Deutschland ist das Schlachtfeld, auf dem die gesell¬
schaftlichen Kräfte miteinander ringen, auf dem die

¦erste entscheidende Schlacht zwischen den finsteren

Mächten der Vergangenheit und dem neu ge¬

staltenden aufbauenden Zukunftswillen ausgetragen

wird. Selten sind an eine kämpfende Truppe solch

hohe Anforderungen gestellt worden, wie an die/

Träger dieses Zukunftswillens. Immer bedrückende^

ward die Not, die der Schrumpfungsprozeß der Wirf-

schaft für wachsende Millionen brachte. Technischer

Fortschritt, menschlicher Erfindungs- und Organisa¬

tionsgeist sind zum Fluch geworden. Wie wenig die',

herrschende Wirtschaftsführung imstande ist, die Auf¬

gaben der Gegenwart zu meistern, wird deutlich

an der wachsenden Desorganisation des weltwirt¬

schaftlichen Warenaustausches, der internationalen

Kreditorganisatiöh. Steigendes Mißtrauen hemmt den

Mechanismus der herrschenden Ordnung — alles

scheint aus der Bahn "geraten, der Apparat wie die

Menschen, di,e ihn bedienten. Viele, die bis dahin

noch Gläubige des bestehenden Wirtschaftssystems

waren, sind wankend geworden an diesem Glauben—

mit dem Schwanken der materiellen Basis ist auch das

auf ihr errichtete "Ideengebäude zum" Beben gebracht,
Mit der Wirtschaft' ist auch der Seelenzustand vieler

Menschen labil.geworden.
Just in dein Augenblick, da das kritische Denken

auch der Gleichgültigen zu erwachen'.-begann, als das

Bestehende, aufs,äußerste bedroht schien, da bot sich

den Mächten -der^-Vergangenheit noch einmal ein

Retter an: Der Faschismus erstand" als die Sumpf¬

pflanze der sterbenden Ordnung, schlug auf dem

wankendenvGrun'd seine Wurzeln und trieb. Blüten, die

das Morsche ¦"der" Basis verhüllten," buntes Leben vor¬

täuschten. • '•'.'_• ¦

. .

-

„Kampf dem System" ward seine Parole —

über ihre Ausdeutung durfte jeder sich seine eigene

Interpretatic-ri'schaffen! Wenn aber Herr Fritz Thyssen
kürzlich bei "dem diskreten Bänkett'hach der Entwick¬

lung des N-azi-Wirtschaffsprogramms durch den Führer

selbst in ein begeistertes „Heil Hitler'.' ausbrach,
-

so

ist damit in klarster Weise zum Ausdruck gekommen,
daß der sterbende "Kapitalismus wieder Hoffnung

schöpfte, daß er vorbderh Wirken seiher-bezahlten

Lakaien voll befriedigt ist. ,.;_ v ¦_._,-_ -y
-

Ist also der „Kampf gegen das System" gar nicht

ernst gemeint? Weit gefehlt — nur muß man wissen,

gegen welches System er geführt wird! Von

•^f^gc^xffndeat-N.at'Wird geredet —. aber für sie ver-.

antwortlich sein soll nicht etwa die unerträglich ge¬

wordene Anarchie, des kapitalistischen Systems, son¬

dern — rte" Beginnende Umbau des Staates zu einer

freierr-'Kepublik; die Erhebung auch des Schaffenden

zur^Menfechenwürde.^Nur die gesellschaftlich und fach¬

lich, »Vorgebildetän'Vsotlen aas Recht auf verantwoft-

S liehe, leitende'.'Positionefv ?in Staat und Wirtschaft

haben -*. 'fffcs ist. Üie typJstjRe Parole zur Verewigung
der -jfefrecTjaffr'eifver kl^in«\, privilegierten Schicht.

^ '^eggefegV^'erden.salL^las System des freien Volks-

v staates,-der allen. Schaffenden, den Hand- und Kopf¬
arbeitern, frei.e. Bnt|aming gewähren, geistige und kul-

.
tififeile ^Entw'rcWurig'smöglichkeiten allen Staatsbürgern
skhjer5telle.K-"X«ir
Die ganze Armee der Unzufriedenen, der Denk¬

faulen, der vom Lebenskampf Zermürbten und Ver¬

wirrten fand sich zusammen mit den Feinden des Auf-

Den Funktionären zum I.Mai

Euer Alltagskampf zwingt euch,

Kühl zu sein, nüchtern, berechnend.

Des Gegners Haß zwingt euch,

hart zu sein, kaltblütig, verbissen.

Doppelte Last liegt auf euch.

Doppelte Kraft verlangt man von euch:

Ihr habt euch selbst und die Klasse zu behaupten!

Funktionäre, dss ist viel!

Doch— je härter der Kampf —

Um so näher das Ziel!

Werdet nicht müde! . .

Wenn die Notgebundenen und die Unterdrückten,

Wenn die Friedenswilligen und die Freiheitsliebenden,

Wenn die Förderer der Menschlichkeit,

Wenn die schauenden Männer und Frauen in aller Welt

Still oder stürmisch

Feiern den 1. Mai —

Seid dabei, Funktionäre!

Laßt euch erheben, laßt euch beschwingen.

Laßt euch von Leidenschaft durchdringen,

Das Ziel zu erreichen, wonach ihr strebt,

Daß ihr ihn einmal doch erlebt,

Den Völkermäi.
'

An dem die Bahn ist frei, daß auf Erden

Die Menschheit kann besser und glück-

. Hoher we-r-d,enj .-' , -,. tu11, cm Wirke^.



stiegs der Unterdrückten zum Ansturm gegen das

werdende Neue — doch der Sturm prallte wider die

Eiserne Front, die alle Mann aufgerufen hatte

in der Stunde höchster Gefahr.

Schlachten wurden geschlagen — doch ist der Kampf
noch nicht entschieden! Wir müssen zum An¬

griff übergehen, um die Entscheidung
zu erzwingen. Unsere Truppen sind im heißen

Kampfe stärker geworden in hartem Wollen, in

klarem Denken und Erkennen. Die faschistische

Sklaverei und Barbarei ablehnen, heißt für uns Willen

zur Umgestaltung der Lebens- und Wirtschaftsver¬

hältnisse. Im Bewußtsein, daß das Schicksal unserer

Generation die Mission zugeteilt hat, kämpfend den

Weg zu bahnen in eine schönere bessere Welt, be¬

deutet für uns die Hingabe an diesen Kampf um die

Gemeinschaft, Lebenserfüllung und Freude, der Maien¬

tag als Festtag der Arbeit ist Erneuerung des Gelöb¬

nisses von Solidarität, des gemeinschaftlichen Ringens.
Die Erfüllung unserer alten Forderung nach Ver¬

kürzung der Arbeitszeit ist Voraussetzung dafür ge¬

worden, daß den Millionen der Ausgestoßenen der

Sinn des Lebens wiedergegeben werden kann. Die

Triebkräfte neuen Werdens sind so stark, daß sie

durchbrechen und sich auch Widerstrebenden auf¬

zwingen, wie die weitgehende Verstaatlichung des

Bandenwesens unter der Herrschaft einer bürgerlichen
Regierung deutlich macht. Wir aber müssen an die

Stelle dampfen Werdens und Drängens der Dinge be¬

wußtes Handeln und Lenken der Menschen setzen.

Wir haben die nächsten Wege in die neue Wirtschaft

aufgezeigt, nicht als lockende fata mörgana, als Ver-

sprechen und Hoffnung von morgen, sondern als festes

Kampfesziel für das Ringen von heute.

Mit gespannter Aufmerksamkeit, mit angehaltenem
Atem blicken die arbeitenden Massen der Welt aut

das Geschehen in Deutschland. Erkennend — hier

gehts um mehr, als um nationales Schicksal, hier

kämpft das werdende Neue seine erste Entscheidungs¬
schlacht gegen das Versinkende, aber sich verzweifelt

wehrende Alte. Wie wird der Ausgang sein?

Am Endsieg des Neuen kann kein Zweifel sein.

Doch gilt es, alle Kräfte einzusetzen, um die Leiden

zu vermindern, um den Weg abzukürzen. Ist es doch

höchste Zeit, daß der Blick der Völker wieder freie)

werde, um die Gefahren zu erkennen, die vom Fernen

Osten her den Frieden der Welt bedrohen! Noch

schwelt das Feuer weiter, das Japan in seinem Kriege
ohne Kriegserklärung gegen China angelegt. Wollen

die Völker Europas sich weiter nur mit ihren inneren

Schwierigkeiten beschäftigen und blind sein gegen die

sich heranwälzende Gefahr? Dann könnte das Feuer

auch unseren Kontinent erreichen und die Flammen

über uns zusammenschlagen.
Darum gilt es Wachsamkeit zu üben, solange es

noch Zeit ist. Die Eiserne Front stellt die Wehr auf

gegen wilden Bürgerkrieg, sie führt den Weg zur Frei¬

heit und wahren Gemeinschaft — sie ruft die Kame¬

raden auf der anderen Seite der Grenzen auf zur Soli¬

darität und gelobt am Tage der Arbeit: Wir hören

den Ruf der Pflicht — der Sieg muß unser sein!

An alle Gewerkschaftsmitglieder!
Am 1. Mai schaut die zerrüttete Welt auf eine Armee

von Arbeitslosen, die auf 25 Millionen geschätzt wird.

Fast jeder vierte von ihnen ist ein Reichsdeutscher. In

der Fülle von Sorgen steht das Problem der Arbeits¬

beschaffung und des Unterhalts der Erwerbslosen im

Vordergrunde.
Nicht nur materielle Not lastet drückend auf den

Schultern der Arbeitslosen und ifirer Familien. Die

Jugend verliert durch erzwungene Arbeitsentwöhnung
die berufliche Qualität, auf der zum großen Teil die

wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit und kulturelle

Höhe unseres Landes beruht, und die Arbeitslosen ins¬

gesamt und die vielen, die ein gleiches Los befürchten

müssen, verlieren jegliche Zuversicht, wenn nicht das

Hebel aufgehalten und nach Kräften beseitigt wird.

Interessentenkreise, die in dieser Not eine Gelegen¬
heit sehen, zurückzusteuern in die für sie so bequemen
Zeiten ungehemmter kapitalistischer Willkür, benutzen
die verzweifelte Stimmung, um mit der Losung der

nationalen Selbstbehauptung gegen das „System", wie

sie es nennen, Kräfte für sich mobil zu machen, die

ihrem Schicksal nach in die Reihen der Arbeiter¬

bewegung gehören.
Zustände und Staatsformen, die ein Volk von An¬

alphabeten eben noch ertragen würde, preisen sie als

Heilmittel und Weg zur Befreiung.
Zur Erreichung dieses Zieles scheuen sie sich nicht,

Millionen von Arbeitern als Deutsche minderen Grades
zu verleumden und so das Volksbewußtsein zu ver¬

giften.
Damit wird es klar genug, daß die Existenz des

Staates selbst aufs stärkste beeinflußt wird von der

Lösung des Problems der Arbeitsbeschaffung und Für¬

sorge für die Erwerbslosen.

Das private Kapital hat in dieser harten Prüfungs¬
zeit versagt.

Von den öffentlichen Gewalten aber müssen wir ver¬

langen, daß sie vor allem, durch gesetzliche Beschrän¬

kung der Arbeitszeit auf höchstens vierzig Stunden pro

Woche und durch öffentliche Arbeiten so viele Köpfe
und Hände wie möglich in Lohn und Brot bringen. Jede

erlangbare Arbeitsmöglichkeit muß denen verschafft

werden, die verzweifelt die Stempelstellen bevölkern.

In der Erfüllung dieser Aufgabe muß wahre Volks¬

verbundenheit sich zeigen. Die deutschen Gewerk¬

schaften werden nicht aufhören, für dieses Ziel zu

kämpfen. Die deutsche Arbeiterbewegung, die auf eine

an Leistung und Opfern reiche Geschichte zurückschaui,
muß und wird in dieser schweren Zeit der Erschütterung
aller Verhältnisse den Pfad bahnen tzu einer besseren

Zukunft, zu einer geänderten Wirtschaft, die jedem
Arbeit und Brot gibt.
Mehr denn je haben die deutschen Arbeiter und An¬

gestellten in den politischen Kämpfen dieser Tage ihre

sprichwörtliche Treue zu ihren Organisationen be¬

wiesen. Sie werden diese erneut zum Ausdruck bringe:!
durch machtvolle Kundgebungen am 1. Mai.

Tretet an in Massen!

Demonstriert für Arbeitsbeschaffung und Vierzig¬
stundenwoche, für Frieden und Völkerverständigung.

Es lebe der Feiertag des arbeitenden Volkes.

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund.

Allgemeiner freier Angestelltenbund.
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Dr. KARL WAGNER,
BERLIN

Arbeit durch Planwirtschaft

Die Stellungnahme des AfA-Bundes zur Wirtschaftskrise, die in lern

Artikel des Bündesvorsitzenden Äufhäuser in der Nr. 311932 der ,,AfA-

Bundeszeitung" unter dem Titel ..Unsere historische Aufgabe" dargeicgt

wurde, der Bericht über den Verlauf der Bundesausschußsitzung rom

22. Mürz d. J. und die Wiectergabe des dem Ausschuß vorgelegten

Materials für ein Wirtschaftsprogrunim der freien Gewerkschaften

wird in unserem eigenen Lager, aber darüber hinaus auch in der ge¬

samten Oeffentlichkeit lebhaft erörtert. Kritische Presseslimmen haben

wir bereits in der Nr. 4/1932 dieses Blattes zum Abdruck gebracht,

inzwischen sind uns zahlreiche Diskussionsartikel zugegangen, von

denen wir nachstehend einige veröffentlichen. (Die Red.)

Immer weiteren Kreisen drängt sich heute die Erkenntnis

auf, daß nur die direkte Ingangsetzung der Produktion

durch die Initiative des Staates uns aus der gegenwärtigen

beispiellosen Krise heraushelfen kann. Eine Fortsetzung

des bisherigen Systems der planmäßigen Kaufkraftver¬

ringerung würde weitere Schrumpfung der Wirtschaft und

damit auch den politischen Selbstmord der Demokratie

bedeuten. In dieser bereits aufs äußerste zugespitzten

Situation muß ein zielbewußtes, gemeinsames Vorgehen

der Gewerkschaften auf fruchtbaren Boden fallen. Die

psychologischen Voraussetzungen für einen bewußten

Uebergang zum gemeinwirtschaftlich orientierten Staats¬

kapitalismus sind heute so günstig wie noch nie. Bei den

Gewerkschaften aller Richtungen stehen mehr oder weniger

dieselben Gedankengänge uuf der Tagesordnung. Breiteste

Volksmassen bis weit in den selbständigen Mittelstand hin¬

ein sind am privatkapitalistischen Wirtschaftssystem irre

geworden. Die Widerstandskraft der Privatwirtschaft gegen

planmäßige Eingriffe des Staates ist längst gebrochen. Sie

schreit selbst an allen Ecken und Enden nach staatlicher

Hilfe. Die Regierung hat sich erst recht nicht dem Zwang

der Entwicklung entziehen können. Eine Fülle von plan¬

mäßigen, zum Teil noch vor einem Jahr undenkbaren Ein¬

griffen in das Wirtschaftsleben hat bereits stattgefunden.

Löhne, Preise, Zinsen, Mieten werden nach bestimmten

Plänen festgesetzt, Kredit- und Devisenverkehr unterliegen

staatlicher Kontrolle, geheiligte private Verträge werden

von der öffentlichen Hand abgeändert, ja sogar im Herzen

des kapitalistischen Wirtschaftsbetriebes räumt sich der

Staat eine beherrschende Stellung ein. An diesem ganzen

Bau fehlt sozusagen nur noch das Fundament, um den be¬

wußten Uebergang zur planmäßigen Bedarfsdeckungswirt¬

schaft zu vollziehen: die Aufnahme der Produktion nach

einem staatlichen Produktionsplan.
Um diesen Schritt zu tun, ist nichts Aufregendes und

Unerhörtes erforderlich. Es genügt, bescheiden an die bis¬

herige Entwicklung anzuknüpfen und sie zielbewußt zu

fördern. Um sofort und ohne Schaffung eines komplizier¬

ten Apparates handeln zu können, genügt grundsätzlich
eine Beschränkung der rechtlichen Verfü¬

gungsgewalt über die Produktionsmittel.

Ein solcher Eingriff ist im Prinzip gewiß nicht schärfer

als vieles von dem, was wir bereits von Staats wegen er¬

lebt haben. Auch die privatkapitalistischen Monopolgebilde

führen ja solche Beschränkungen den einzelnen Unterneh¬

mern gegenüber seit langem in weitgehendem Maße durch.

Man braucht nur einen Schritt weiterzugehen und die

oberste Leitung der zu monopolartigen Gebilden zusammen¬

gefaßten Wirtschaftszweige in ihrer Produktionspolitik von

einem staatlichen Produktionsplan abhängig zu machen.

Wo die vorhandenen Bindungen zu schwach sind, kann

durch Zwangssyndikate nachgeholfen werden. Im übrigen

braucht an der individuellen Organisation der einzelnen

Syndikate usw. vorerst nichts geändert zu werden.

In welcher Form diese Beschränkung der rechtlichen Ver¬

fügungsgewalt über die Produktionsmittel durchgeführt

werden soll, ist bereits eine Frage zweiten Ranges, die auch

gar nicht schematisch entschieden zu werden braucht.

Theoretisch — wenn auch gewiß nicht für die politische

Praxis — ist es gleichgültig, wieweit der Staat seine juristi¬

sche Beteiligung an bestimmten Unternehmungen (z. B.

durch Bezahlung von Aktien mit unkündbaren Schatz¬

anweisungen) von heut auf morgen ausdehnt. Wichtig ist

nur, daß der Umfang der durchzuführenden Produktion

nicht mehr von der Leitung der Monopolgebilde, sondern

durch den staatlichen Produktionsplan bestimmt wird.

Das praktische Vorgehen könnte dann ungefähr

Wie folgt aussehen: Der staatliche Produktionsplan sieht

z. B. unter Berücksichtigung des gegenwärtigen Wohnungs¬

fehlbedarfs und des laufenden Zuwachsbedarfs für die

nächsten 5 Jahre den Bau von jährlich 400000 Wohnungen

yor (siehe unten). Zusammen, mit einer vorsichtigen

Schätzung der übrigen Bautätigkeit (gewerbliche, landwirt¬

schaftliche und öffentliche Gebäude, Tiefbau) ließe sich dann

der voraussichtliche Bedarf an Baustoffen (einschließlich

Ausfuhr) mit hinreichender Sicherheit überblicken. Die staat¬

liche Planstelle gibt hierauf z. B. dem die bisherigen Syndi¬

kate zusammenfassenden Zementsyndikut den „Befehl" zur

Produktion einer bestimmten Menge Zement. Damit ist im

Prinzip der staatliche Eingriff in die Tätigkeit des Zement¬

syndikats bereits erschöpft. Die Syndikatsleitung ist im

übrigen in ihren Entschlüssen ebenso frei wie bisher. Hatte

sie bisher den gesamten Zementbedarf an der Nachfrage auf

dem Markt abzutasten, so kann sie sich jetzt an die Pro¬

duktionsziffer des Planes halten, ist allerdings auch für die

Erreichung dieser Produktionsziffer verantwortlich. Da es

sich um ein Sofortprogramm handelt, wäre von allen

weiteren Auflagen, wie z. B Verteilung der Auftrage an

l>estimmte Werke nach Möglichkeit abzusehen, um die staat¬

liche Planungsarbeit auf ein in kürzester Frist zu bewältigen¬

des Mindestmaß von Arbeit zu beschränken.

Woher sollen aber die Mittel kommen, um einen .staat¬

lichen Produktionsplan durchzuführen? Wii haben kein

Geld und sind doch so reich wie noch nie Unsei Reich¬

tum an Produktionsmitteln und an Arbeitskräften ist so groß,

daß uns davor gtaut. Auch an lebenswichtigen Rohstoffen

besitzen wir alles, was wir fürs erste brauchen. Wir haben

Kohle, Holz, Steine, Erden, Wasserkräfte. Wir haben eine

glänzende chemische Rohstoffbasis. Wir sind auch — aufs

Ganze gesehen — noch nicht buchstäblich am Verhungern.

Nichts hindert uns, vorhandene Arbeitskräfte an vorhandene

Arbeitsplätze zu stellen

Allerdings haben wir auch nur das, was wir im Augen¬

blick haben. Wir können Löhne nur nach Maßgabe des im

Augenblick vorhandenen Gütervorrats und der im Augen¬

blick noch laufenden Gütererzeugung bezahlen. Es kann

sich also zunächst nur darum handeln, von dem vor¬

handenen Güter Vorrat zu zehren oder die

noch laufend erzeugten Güter anders zu

verteilen Man mag die Dinge drehen und wenden,

wie man will, wir können den neu einzugliedernder. Arbeits¬

losen sofort, von heute auf morgen, nur etwas von dem

abgeben, was wir bereits haben.

Der einfachste Weg zur Beschaffung der erforderlichen

Lohnsummen wäre zweifellos die Kreditausweitung Rein

wirtschaftlich wäre sie in gewissen Grenzen wohl zu ver¬

treten, sie würde allerdings den Prozeß des Zehrens vom

Güterpolster und der Einkommensverschiebur.o nur ver¬

schleiern und roher gestalten, aber dem Gütervorrat fürs

erste nichts hinzufügen. Zusätzliche Kaufkraft kann auch

durch Kreditausweitung nicht geschaffen weiden, sondern

nur durch Vermehrung des Gütervoi rats. Entscheidend

aber ist, daß der Weg der Kreditausweitung aus psycho¬

logischen Gründen für uns nicht gangbar ist, da die Infla¬

tionsangst heute in Deutschland alle derartigen Projekte,

mögen sie noch so gut durchdacht sein, zum Scheitern ver¬

urteilt.
Es bleibt also nichts anderes übrig, als diesen Prozeß

des Zehrens vom Gütervorrat und der Einkommensver-

schiebung unverhüllt durchzuführen. Das Zehren vom

Güterpolster verweist uns auf den Anleiheweg. Die latente

Kaufkraft in Form von gehorteten Geldscheinen muß mo¬

bilisiert und dem Verbrauch in Form von Lohnzahlungen

zugeführt werden. Die Zeichnung einer solchen Anleihe

wäre mit allen erdenklichen Mitteln, nötigenfalls in Form

einer Zwangsanleihe, zu -fördern.

Gleichwohl wäre es gewagt, sich einzig und allein auf den

doch immerhin zweifelhaften Erfolg einer Anleihe zu ver-

• lassen. Diesem Risiko dürfen wir den staatlichen Produk¬

tionsplan nicht aussetzen. Wir müssen daher neben der

Auflegung einer Anleihe auch den Weg der Einkommens¬

verschiebung beschreiten. Die Löhne der noch beschäf¬

tigten Arbeitnehmer müssen also in der Weise geküizt

werden, daß die bisherigen Bezüge der einzustellenden Ar¬

beitslosen ungefähr auf das Lohnniveau ihrer Arbeitskol¬

legen erhöht werden können. Bei einem Volkseinkommen

von 50 Milliarden, von denen etwa 35 Milliarden zu belasten

wären, würden durchschnittlich 5 v.H. Kürzung

rd. 1K Milliarden freimachen, die zusammen mit A Mil¬

liarde Zwangsanleihe und 1,2 Milliarden aus den laufenden

(je Kopf mit etwa 50 RM. monatlich zu veranschlagenden)

Aufwendungen für die Arbeitslosen ausreichen, um 2 Mil¬

lionen Arbeitslosen ein Monatseinkommen von durch-
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schnittlich etwas über 140 RM. zu ermöglichen. Diese

überschlügigen Zahlenangaben sollen lediglich eine Größen¬

vorstellung geben, u. a. auch davon, daß bei den schlech¬

tes! bezahlten Arbeitnehmerkategorien von einer Einkom¬

menskürzung ganz abgesehen werden könnte." Selbstver¬

ständlich muß die Kürzung bei den höheren Einkommen in

scharf progressivem Maßstab durchgeführt werden.

Der Vorschlag einer nochmaligen Lohnkürzung mag im

ersten Augenblick ungeheuerlich erscheinen. Bei ruhiger
Ueberlegung wird man aber zugeben, daß er immer noch

besser ist als die versteckte Lohnkürzung durch irgend¬
welche Kreditausweitung. An der Tatsache, daß wir in

diesem Augenblick, so lange die Arbeitslosen noch nicht

wieder zu arbeiten angefangen haben, nur von den vorhan¬

denen oder laufend erzeugten Gütern leben können, ist nun

einmal nichts zu ändern. Eines steht dabei fest: weitere

Lohnkürzungen, die statt neuer Produktion nur neue Ar¬

beitslose schaffen, sind nicht mehr zu ertragen. Wenn

aber auf Grund eines staatlichen Produktionsplans Zug um

Zug mit der Einkommenskürzung Hunderttausende und

Millionen von Arbeitslosen wieder Arbeit erhalten, dann

wird jeder, der noch einen Funken Solidaritätsgefühl mit

den Arbeitslosen hat, zu einer weiteren Anstrengung gern

bereit sein Entscheidend ist, daß den breiten Massen kein

Wechsel auf eine ferne und ungewisse Zukunft gegeben
wird, sondern ein klarer, schon nach wenigen Wochen auf

seinen ersten Erfolg hin nachprüfbarer Plan, dessen fort¬

schreitende Erfüllung die Gewähr baldiger Wied'ererhöhung
des Realeinkommens bietet. Aus dem steigenden Volks¬

einkommen würde dann auch die Wiedereingliederung der

übrigen Arbeitslosen finanziert werden können.

Die psychologisch noch am ehesten tragbare Form der

Einkommenskürzung dürfte der Weg über eine weitere Er¬

höhung des Beitrages zur Arbeitslosenversicherung sein.

Dieser Weg wäre auch technisch mit dem vorhandenen

Apparat ohne Schwierigkeiten durchführbar. Alle nicht in

die Arbeitslosenversicherung einbezogenen Erwerbstätigen,
also u. a. die Beamten und die selbständigen Erwerbs¬

tätigen hätten entsprechende Beiträge in Form von Ge¬

haltskürzungen oder Erhöhung der Einkommensteuer zu

bezahlen. Ein neuer Apparat für die Abführung der Be¬

träge an die Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung ist

ebenfalls nicht erforderlich.

An die Stelle der Einkommenskürzung bei gleich¬
bleibender Arbeitszeit-wird zum Teil eine Arbeitszeit¬

kürzung mit Einkommensminderung treten können, z. B.

bei einer Reihe von Behörden. Füp die Produktionssphäre,
in der ohnehin schon weitgehend kurzgearbeitet wird, ist

aber grundsätzlich im Auge zu behalten, daß Arbeitszeit¬

kürzung mit entsprechender Neueinstellung von Arbeits¬

losen keine Produktionssteigerung bedeutet. Auf die Pro¬

duktionssteigerung kommt es aber gerade an. Die gene¬
relle Einführung einer 36- oder 40-Stunden-Woche müßte

daher noch um V\ oder Vi Jahr zurückgestellt werden, auch

deshalb, um die Dinge für den Augenblick nicht zu sehr

zu komplizieren. Sie kann aber weitgehend dadurch vor¬

bereitet werden, daß überall dort, wo bisher kurz gearbeitet
wird oder Betriebe neu in Gang gebracht werden, von

vornherein 36 oder 40 Stunden pro Woche als Maximal¬

arbeitszeit festgelegt werden.

Aus dem so durch Anleihemittel und Einkommensver¬

schiebung gespeisten Fonds werden die Löhne für die neu

einzustellenden Arbeitslosen gezahlt. Das Kohlensyndikat
z. B. ist dann in der Lage, so viele Arbeiter einzustellen,
als zur Erreichung der vorgeschriebenen Produktion erfor¬

derlich sind. Die auf diese Weise erzielte Mehrproduktion
kostet also vom privatwirtschaftlichen Standpunkt des

Kohlensyndikats- aus gesehen „nichts". Sie kostet natür¬

lich auch Abschreibung und Verzinsung der Produktions¬

mittel, aber in unserer heutigen Lage ist es wohl angängig,
diese Kostenelemente zum mindesten für die zusätzliche

Produktion vorübergehend unberücksichtigt zu lassen. Wir

können angesichts der Größe der Aufgabe auch ruhig ein¬

mal ein halbes Jahr vom Kapital, d. h. vom Produktions¬

apparat zehren.

Die Bezahlung der zur Weiterbeförderung und -Verar¬

beitung der so erzeugten Güter erforderlichen Löhne er¬

folgt in der gleichen Weise. Damit ist zugleich die Frage
des Absatzes geklärt; theoretisch könnten die so er¬

zeugten Güter „umsonst" in den Güterkreislauf eingehen
und sich so den Absatz erzwingen. In der Praxis wird man

die Güter nicht herschenken, sondern verkaufen, um eine

sparsame Verwendung zu sichern. Dabei besteht die Mög¬
lichkeit der Absatzsicherung entweder durch kräftige

Preissenkungen oder durch staatliche V'er-
r e ch n u n g sk r ed i t e. Im letzteren Fall ist lediglich
Verrechnung mit den betreffenden Produktionsstellen er«

forderlich. Der Staat eröffnet z. B. einer Bauhütte einen

Verrechnungskredit in Höhe von 1 Million Mark und setzt

sie dadurch in die Lage, die erforderlichen Baustoffe von

den Baustoffsyndikaten zu beziehen. Die Bezahlung der

Rechnungen erfolgt dann mit Verrechnungsschecks. Diese

Verrechnungskredite haben also mit inflatorischer Kredit-

aüsweitung nichts zu tun, sie haben lediglich den Zweck,

die Verbindung zwischen Produktion und Verarbeitung
herzustellen. Theoretisch könnte man an ihrer Stelle eben¬

sogut Bezugscheine für Kohle, Zement, Ziegel, Holz^ und

andere Güter, die auf Grund des staatlichen „Befehls" zur

Produktion erzeugt werden, ausgeben. Das würde 8ber die

Schaffung eines riesigen staatlichen Verteilungsapparates
bedeuten, eine neue Zwangswirtschaft, die vollkommen

überflüssig ist. Der staatliche Verrechnungskredit leistet

dieselben Dienste viel einfacher und besser. Solche staat¬

lichen Verrechnungskredite zum Bezug von Rohstoffen und

Halbfabrikaten können den Betrieben einer ganzen Reihe

von Industriezweigen zur Verfügung gestellt werden, ohne

daß der Staat seine Hand darauf zu legen braucht, um seine

Kraft nicht von vornherein zu überspannen. Ebenso könnten

Einzelpersonen, z. B. Bausparer, solche Kredite erhalten. Die

Bereitstellung der Verrechnungskredite erfolgt am besten

durch die Banken, um jede unnötige Schwerfälligkeit zu

vermeiden.

Neben dem Weg des staatlichen Verrechnungskredits
wird vor allem auch der Weg der Preissenkung zu wählen

sein, um die Vorteile des staatlichen Produktionsplanes
möglichst der ganzen Wirtschaft zugute kommen zu lassen.

Diese Vorteile bedeuten für den Verbraucher z. B. durch

Herabsetzung des Kohlenpreises eine Erhöhung seines

Realeinkommens, für die Kohle verbrauchenden Betriebe

eine Verringerung der Produktionskosten, die wiederum

dem Verbraucher zugute kommt oder die Konkurrenzfähig¬
keit gegenüber dem Auslande erhöht.

Welcher von den beiden Wegen eingeschlagen wird,

wie weit sie miteinander kombiniert werden, wie weit

für bestimmte Industriezweige nur der eine oder nur der

andere Weg gewählt wird, ist eine reine Zweckmäßigkeits-
frage.
Die der Finanzierung eines solchen staatlichen. Produk¬

tionsplanes zugrunde liegende Einkommensverschiebung
birgt zweifellos auch gewisse Gefahren in sich. Da die

bisherigen Arbeitslosen vor allem ihren Nahrungsmittel¬
konsum zu steigern trachten werden, während die übrigen
Arbeitnehmer an allen irgendwie noch entbehrlichen Gütern

sparen werden, tritt eine weitere Umschaltung von-,

beweglichen zum starren Verbrauch ein. Da¬

durch kann eine vorübergehende Absatzstockung bei den

bisher noch im Gange befindlichen Verbrauchsgüter¬
industrien eintreten. Allzu ängstlich wird man aber nach

dieser Richtung nicht zu sein brauchen. Der erste Stoß

wird durch das Zehren von dem vorhandenen Güteryorrat
gemildert. Im übrigen hängt Ausmaß und Struktur der

Verbrauchsumschaltung auch davon ob, mit welcher

Schärfe die noch leistungsfähigen Schichten zu dem Ar¬

beitslosenfonds herangezogen werden. Je mehi das Ein¬

kommen der besser bezahlten Schichten herangezogen wird,

desto weniger werden die Wirkungen der Einschränkung
an Gütern des Massenverb; auchs in die Breite gehen. Die

Beschreitung des Anleiheweges und die /scharf progressive
Kürzung der höheren Einkommen ist also eine zwingende
Notwendigkeit, um Absatzstockungen im Gefolge der all¬

gemeinen Einkommensverschiebung möglichst zu vermeiden.

Ein zweites Störungsmoment kann sich aus der Ten¬

denz zu sinkenden Preisen ergeben. Solange sich

die künftige Kalkulationsbasis nicht einigermaßen klar

überblicken läßt, haben diejenigen Unternehmer, die außer¬

halb der in den staatlichen Produktionsplan einbezogenen
Betriebe stehen, keinen festen Boden unter den Füßen.

Die Preissenkung für Rohstoffe und Halbfabrikate muß

daher rasch durchgeführt und zum Abschluß gebracht wer¬

den. Die Möglichkeit dazu besteht, da die Ziffern des Pro¬

duktionsplans über die „kostenlose" zusätzliche Produktion

leicht überblicken lassen, wieweit der Durchschnittspreis
je Einheit der Gesamtproduktion an Kohle usw. gesenkt
werden kann. Man darf im übrigen auch nicht übersehen,
daß der staatliche Produktionsplan die Wirtschaft mit einem

hörbaren Ruck aus ihrer Erstarrung herausreißt und sie zu

neuem Leben erweckt. Schon allein d'e Tatsache, daß der

Staat dem "Gespenst der Arbeitslosigkeit zu Le\ibe rückt,
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würde ein Aufatmen durch unser g-anzes Volk gehen lassen.

Damit wäre ein psychologischer Auftrieb geschaffen, der

auch den größten Zweifler mitreißen würde.

Welche "Wirtschaftszweige muß nun ein solcher Wirt-

schaftsplan in erster Linie umfassen? Man braucht dazu

nur den Mann auf der Straße zu fragen, um zu erfahren,

was uns fehlt. Uns fehlen vor allem Güter des täglichen

Bedarfs, was fehlen Wohnungen, unsere Nahrungsmittel

sind zu teuer. "Wir brauchen also Ankurbelung des Woh¬

nungsbaues, Ankurbelung derVerbrauchsgüterindustrien, Er¬

zeugung von Produktionsmitteln für die Landwirtschaft, um

sie mit dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu machen. Wir

brauchen keine neuen Fabriken, keine neuen Ausi-üstungen

lür die Fabriken, kerne neuen Verkehrsmittel, keine neuen

Straßen, Brücken, Kanäle und was dergleichen Erweite¬

rungen des Produktionsapparates mehr sind. Wir können

über und über zufrieden sein, wenn es uns gelingt, den

vorhandenen Produktionsapparat soweit als möglich aus¬

zunutzen. Alles andere sind spätere Sorgen.

Eingehende theoretische Ueberlegungen an Hand unserer

Bevölkerungs- und Wirtschafisenlwicklung führen zu dem¬

selben Ergebnis*)- Scharfe Einschränkung dei- industriellen

Investitionstätigkeit und planmäßige Belebung der Ver-

braiichsgüterindusiräen ist geradezu Voraussetzung dafür,

daß wir über den zu groß gewordenen Produktionsapparat

wenigster« einigermaßen wieder Herr werden. In dieser

Situation ist es voa größter Bedeutung, daß wir gerade

auf dem Gebiet des Wohnungsbaues noch gewaltige volks¬

wirtschaftlich berechtigte Leistungen vor uns haben (3 bis

4 Millionen Wohnuegen bis 1940). Denn mit. Hilfe des

Wohnungsbaues wird.es uns «im schnellsten gelingen, die

notwendige Belebung der Verbrauchsgüterindustrien zu er¬

reichen und so die uns heute gestellte Aufgabe zu lösen:

weitest gehender Verzicht ouf industrielle Neuinvestitionen

und möglichste Steigerung der Konsumtion. In diesem

Zusammenhang liegt auch einer der tieferen Gründe für

die besondere Schwere, der gegenwärtigen Krisis. Diese

Aufgabe widerspricht dem innersten Wesen des auf gewinn-

*) Vgl. zur näheren Begründung meinen Aufsatz „Vorausschauende

Wohnungspolitik" in „Die Wohnung", Aprilbcft 1632.

versprechende Akkumulation eingestellten privatkapitalisti¬
schen Wirtschaftssystems.

. Um Wohnungsbau und Verbrauchsgüterindustrien in

Gang zu bringen, muß der staatliche Produktionsplan zu¬

nächst die wichtigsten Rohstoffindusirier einbeziehen:

Kohle, Eisen, Holz, Sleiiic, Erden, ferner die Wasserkräfte

und die chemische Rohstoffbasis. Die organisatorisch be¬

reits stark zusammengeballte Kohlen-, Elsen- und chemische

Industrie wird direkt in die Hand des Staates zu über¬

führen sein, bei den Wasserkräften ist ohnehin schon sehr

weitgehend vorgearbeitet. Bei den Baustoffindustrien ge¬

nügt einstweilen die losere Form der Beherrschung durch

den oben charakterisierten „Befehl" zur Produktion. Die

Ingangsetzung des Baugewerbes und einer ganzen ßeihe

von Verbrauchsgüterindustrien, z. B. der Möbelindustrie,

kann durch staatliche Verrechnungskredite zum Bezug von

Rohstoffen und Halbfabrikaten und durch die Bereitstel¬

lung der Lohnsummen füi die Aibeitskriifte erreicht wer¬

den, ohne daß der Staat direkt oder indirekt seine Hand

auf die Betriebe zu legen braucht Dadurch wird die ganze

Aktion elastisch geholten und nicht von vornherein durch

das Aufziehen eines großen Apparates gehemmt. Alles

kommt darauf an, rasch und mit möglichst wenig büro¬

kratischen Eingriffen zu arbeiten. Die unmittelbare Fest¬

legung von Produktionsziffern für den Wohnungsbau, die

Baustoffindustrien, Kohlengewinnung, Eisen- und Stahl¬

industrie und Kaliförderung kann mit dem vorhandenen

Verwal'.ungsapparat in wenigen Wochen ausgearbeitet wer¬

den. Ein entsprechender Produktionsplan für die Möbel¬

industrie usw'. ist über'lüssig. Die Betriebe werden von

selbst kommen und Arbeitskräfte oder Verrechnungskredite

anfordern, sobald sie sehen, daß der Wohnungsbau in Gang

kommt und die Mit'.el zur Aufnahme der Produktion in den

verwandten Industriezweigen zur Verfügung stehen. Damit

ist eine 'entscheidende Belebung für alle irgendwie nm Woh¬

nungsbau und Haushaltsbedarf interessierten Gewerbe*

zweige gegeben. Allenfalls könnte von der Produkt'.ons-

mittelherstellung noch die Landmas'ehinenindu.stric' einbe¬

zogen werden. Mehr ist für den Augenblick nicht erfor¬

derlich. Die weitere- Ausgestaltung kann mit etwas mehr

Ruhe erfolgen.

L. SEYLER, WEINHEIM

Der „Nachkiiegskapitolismus" hat es nicht leicht Seine

Bastionen sind, wenn man es audi nicht wahrhaben will,

von innen heraus unterhöhlt. Und von außen her werden

sie, und zwar von verschiedenen Lagern mit verschiedenen

Absichten, heftig bestürmt. Merkwürdigerweise ertönen

auch im bürgerlichen Lager antikapitalistische Stimmen.

Denn der 'Kapitalismus, dieses individualistische Wirt¬

schaftssystem, das bis zum Ausbruch des Weltkrieges einen

grandiosen Aufstieg erlebte, das auch alle früheren Wirt¬

schaftskrisen zu überwinden verstand, steht nun auf einmal

vor ungeahnten Schwierigkeiten. Die Mittel, die früher

geeignet waren zur Ueberwindung der Krisen, taugen heute

nichts mehr. Daher auch die ungeheure Verwirrung im

kapitalistischen Lager selbst.

Die „Frankfurter Zeitung", die sich redlich bemüht, in den

Wirrwarr der Anschauungen Klarheit zu bringen, hat dem

Thema „Nachkriegskapitalismus" ein besonderes, von ihren

Handelsredakteuren bearbeitetes Heft gewidmet. Darin

wird der Nachweis versucht, daß es sich tio*z der großen

Verschiedenheit der heutigen Krise von den früheren doch

noch nicht um eine Systemkrise handele Man müsse

nur das im letzten Jahrzehnt so schwer vei letzte Prinzip

der freien Marktwirtschaft wiederherstellen, also alle die

Eingriffe -des Staates aufheben und den Unternehmungen

ihre Freiheit des Handelns wiedergeben, dann werde der

innerlich noch kerngesunde Körper sein bald auch die

äußeren Geschwüre loswerden und wieder blühen, wachsen

und gedeihen wie vordem.

AHein selbst so angesehene bürgerliche Schriftsteller wie

Prof. Wageroann, Dr. Stolpcr u. a. m bestreiten die Mög¬

lichkeit der Rückkehr zur freien, individualistischen Wirt¬

schaft. Etwas so historisch Gewordenes, wie Kartelle und

Syndikate, aber aucb wie die deutsche Sozialpolitik, als

Gegenstück zur ungehemmten Freiheit, ist nicht so leicht

wieder zu beseitigen. Die Zerreißung der Märkte durch

den Krieg, die Abschnürung der einzelnen Völker vonein¬

ander, ihre Emanzipationen vom europäischen, ins¬

besondere vom deutschen, Ir.dustrinlismus, und die Unmög¬

lichkeit, durch Expansion neue Absatzgebiete zu erlangen,

versperren jegliche Aussicht auf Besserung Von nationa¬

listischer Seite wird gerade jetzt, angesichts der Kämpfe

im Fernen Osten, darauf verwiesen, daß Japan, das sich

industriell und bevölkerungspolitisch in ähnlicher Lage

befindet wie Deutschland, auch zu dem imperialistischen

Auskunfisnvittel hätte greifen müssen, Wie wir ehedem.

Darauf ist nur zu erwidern, daß. Deutschland in der Nähe

keine Mandschurei hat, die es besetzen könnte; und daß

die überseeischen Kolonien noch viel weniger geeignet

wären zur Aufnahme unseres Bevölkerunesüberschusses

und damit zur Abnahme unserer Industrieprodukte.

Die Beseitigimg der Reparador.slasten würde sicher

manche Erleichterungen bringen. Aber man täusche sich

nicht darüber, daß damit die Arbeitslosigkeit schon beseitigt

wäre. Sonst hüite doch wohl Amerika und England nicht

ebenfalls die Arbeitslosennot.

Man mag also anführen, was man will, man mag den

Schwerkranken mit Gewalt als gesund erklären: diesmal

handelt es sich wirklich um eine Krise des Systems.

Nun greifen die Kapitalisten in ihrer Rat- und Hilflosig¬

keit zu einem letzten, verzweifelten Mittel, um sich noch

einmal erheben zu können nach fast schon verloren gege¬

bener Schlacht: sie verschreiben sich dem Faschismus, der

trotz seinem antiknpital:stischen Gebaren doch Fleisch vom

Fleische seiner Geldgeber ist. Der Faschismus erscheint

den Reaktionären als das einzige. Mittel, ihr Herrenmen-

scheotum wiedei erstehen zu lassen und die Arbeitnehmer

zu rechtlosen Sklaven zu machen. Allein auch dl-scs Mittel

wird versagen, m u ß versagen.

II.

Wenn man aber nun die Ueberzeugung gewonnen hat,

daß das kapitalistische System am Ende ist, dann gilt es,

sich die kommende Entwicklung klarzumachen. Neben

der Schaffung einer physischen Abwehr- und nötigenfalls
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Buch Angriffsbewegung müssen die geistigen Vorarbeiten

geleistet werden.

Die Annahme, der Zusammenbruch des kapitalistischen
Systems und die Umwandlung zum Sozialismus wäre ein

einziger Akt, ist falsch. Vielmehr wird diese Umwandlung1
sich in einer Reihe von Prozessen vollziehen, wie es ja Karl

Marx schon lehrte. Ich kann mir nämlich sehr wohl vor¬

stellen, dafi in einer gewissen Uebergangszeit kapitalistische
und sozialistische Unternehmungen nebeneinander bestehen
können. Daß also Betriebe, die sich in ihrer bis¬

herigen Form noch halien können, weiter betrieben

werden, während andere vom Staat kontrolliert oder ganz
übernommen werden müssen. Damit wären die ersten

Schritte zum Staatskapitalismus getan, als zu einer Vor¬

stufe des Staatssozialismus. Ein typisches Beispiel hierzu
ist die Kontrolle der Banken nach dem Zusammenbruch der

Danat u. a. m. Unsere Forderungen müssen also, das will

ich damit ausdrücken, immer mehr konkretisiert werden.

Nur so können wir unsere Schlagkraft erhalten und noch

weiter stärken.

III.

Eine weitere Illusion muß zerstört werden. Jahrzehnte¬

lang wurde in unserer Propaganda erklärt, daß mit der Be¬

seitigung des kapitalistischen Systems auch Arbeitslosig¬
keit, Not und Elend überwunden wären. Es wurde dem¬
nach • angenommen, daß nur eine aufs beste organisierte,
hochentwickelte und in guter Verfassung befindliche Wirt¬
schaft von uns übernommen werden könne. Und da wir

auf demokratischem Wege zur Macht kommen wollen, sei

eine Störung des Produktionsapparales nicht zu erwarten.

Also brauchte auch niemand zu befürchten, daß ihm durch

den. Uebergang zur sozialistischen Wirtschaftsweise irgend¬
welche Opfer auferlegt werden würden, wie dies in Ruß¬

land durch den radikalen Umsturz notwendig gewesen sei.

DR. HANS NOOK, BERLIN

Dies wäre freilich Wünschenswert, , und es gibt - H/fdlil
keinen unter uns; der nicht alles daransetzte/"unserem
wahrlich schon schwer gemig geprüften Volke noch weitere

Entsagungen zu ersparen Allein auch in dieser Frage
scheint man von ganz falschen Voraussetzungen auszugehen.
Denn nach allem, was wir seit 1918 in wirtschaftlicher und
politischer Hinsicht erlebt haben, ist mit Bestimmtheit .an¬

zunehmen, daß wir nicht eine blühende, sondern eine am

Boden liegende Wirtschaft werden übernehmen müssen.

Es kommt nicht darauf a n ^ ob wir wollen,
sondern wir können gezwungensein, be¬
stimmte Wirtschaftszweige zu soziali¬

sieren, zu einem Zeitpunkt, der, vom Stand¬
punkt der'Arbeit er.'k lasse ,aus* gesehen, der

allerungünstigste ist. Und dies gerade, weil
der Kapitalismus zur Weiterführung der betreffenden Unter¬

nehmungen nicht mehr fähig ist. Es kann dann sehr
leicht der Fall eintreten, daß die betroffenen Angestellten
und Arbeiter schwere Opfer bringen müssen.

Auch hier sei ein politischer Vergleich erlaubt. Haben
¦wir dem Staat von Weimar nicht schon ungeheure Opfer
bringen müssen? Haben wir nicht trotz der bis zum Un¬

erträglichen gesteigerten Zumutungen bis heute Diszipür»
gehalten, weil wir uns sagten, es ist unser Werk, das

wir schützen müssen? Mit diesem Vergleich- will ich den

Einwänden begegnen, die behaupten, daß die Masse der

Arbeitnehmer sich dafür • bedanken würde, w<!nn
- sie nach

der Machtübernahme keine Verbesserung- ihrer Lage zu

erwarten hätte. Im Gegenteil; Auch die deutsche Arbeiter¬
klasse ist zu Opfern bereit, wenn es nicht anders geht;
wenn sie nur die Ueberzeugung gewinnt, daß sie diese Ent¬

behrungen nicht für die Erhaltung des kapitalistischen,
sondern für den Aufbau des sozialistischen Systems, also

für ihre ureigene Sache selbst, tragen muß.
_

,

Trotzki und das „Material
für ein Wirtschaffsprogramm der freien Gewerkschaften"

Die deutschen Epigonen des Leninismus wußten am

23. März, am Tage nach der Veröffentlichung des „Material
für ein Wirtschaftsprogramm der freien Gewerkschaften-'
nichts anderes zu tun,- als Gift und Galle zu speien. Nie¬
mand hatte es anders erwartet, denn die Erfahrung hat

uns gelehrt, daß die Kommunisten die praktische Arbeit
für das Proletariat und den Sozialismus der Sozialdemo¬
kratie und den freien Gewerkschaften überlassen und sich

selbst mit der Rolle des unversöhnlichen Revolutionärs und

unfruchtbaren Kritikers begnügen. ...

Die SAP hat ihr seelisches Gleichgewicht noch nicht

gefunden und pendelt zwischen -SPD und KPD hin und

her, sich immer mehr für die. kommunistische Taktik be*-

feisternd.
Eine eigene politische Note hat sie nicht und

ann sie nicht bekommen, denn es ist in Deutschland weder

ideologisch noch politisch. Platz für eine dritte Arbeiter¬

partei. Auch in diesem Falle will sie das Positive in dem

Programm nicht sehen, obwohl ihr Abgott Trotzki in seiner

letzten Broschüre „Was nun" (Verlag A. Gryliwicz, Berlin-

Neukölln) die Bedeutung derartiger Parolen eindringlich be¬
tont hat. Aber wer nicht sehen will und nicht lesen kiain,
dem ist beim besten Willen nicht zu helfen.

Trotzki, dieser unversöhnliche Feind der deutschen
Sozialdemokratie und der Gewerkschaftsführer, legt in

dieser Schrift seine Auffassung zur politischen und wirt¬

schaftlichen Situation in Deutschland dar und kommt dalj^
zu ganz ähnlichen Formulierungen wie der AfA-Bund. Er

kennt, anders als seine deutschen Epigonen, die Bedeutung
einer programmatischen Festlegung- der Aufgaben der

nächsten Zeit und ist nicht der Auffassung-, daß es sich

dabei nur um „Theater" handele.
Kein Mensch im AfA-Bund gibt sich der Illusion hin,

dah das Programm ohne politische Machtverlagerung Wirk-.
lichkeit werde', aber genau wie Trotzki sind alle der Auf-,

fassung, daß es nicht gelingen wird, durch ultraradikalp
Phrasen die Massen in Bew-egurig zu bringen und für den

Kampf um den Sozialismus 'zu begeistern, sondern nur.

durch positive, für ii.i'ea Arbeiter einsehbare . dringliche
Forderungen. Nicht die Kf'D aKar wie Trotzki gehofft hat,,
sondern die vielgesdu iä iten { n.

• 'erksc'uaftsführer stellen

die Frage an das Ges/jtT.'iprolijta iat, ob es diesen Weg
rurn Sozialismus geh'a ¦ .iL 5h

. v.i-.sc-n, „Für die Offensive.

selbst-braucht man Losungen, die die Perspektive der Be¬

wegung festlegen? Eine Periode der Propaganda'muß dem

Eindringen der Losung in die Massen unvermeidlich voran¬

gehen" (S. 94). Trotzki wird umlernen müssen in der Ein--

Schätzung, der revolutionären Triebkräfte '

in Deutschland;
die Rolle der KPD ist ausgespielt. Es ist das bereits ein¬

getreten, was er selbst vorausgesehen hat. ,;Dre 'Kommu¬
nistische Partei... wird sich davon überzeugen müssen,.daß
die Sozialdemokratie von einem bestimmten Moment ah

nicht mehr ihren Einfluß an die Kommunisten abtreten, der
Faschismus aber die Arbeitslosen, das Hauptfundament der

KPD, zersetzen wird" (S. 93) (siehe 10. April 1932).
Es ist typisch für die Ideen- und Perspektivlosigkeit des

Zentralkomitees, daß Trotzki von seinem Sitz in' StaVnbul
die Dinge klarer sieht als sie, die die Ereignisse aus der

Nähe beobachten kann. Er kommt zu ganz ähnlichen

Forderungen für die Gegenwart wie der AfA-Bund, da er

von ähnlichen Voraussetzungen ausgeht. „Die andauernde

Krise schafft innerhalb des Proletariats die schmerzhafteste

und gefahrvollste Linie: zwischen Arbeitenden und Arbeits¬

losen (S.92).
Trotzki hofft, diese Kluft inherhalb der Arbeiterklasse

durch politische Aktivität schließen zu können, während
der ADGB und AfA-Bund wesentlich konkreter außen¬

politische Forderungen, Arbeitsbeschaffung und Verkür¬

zung der Arbeitszeit als Mittel zu diesem Zweck betrachten.

Daß die Kluft geschlossen werden muß, um solidarische
Aktionen wieder zu ermöglichen, dafür gibt es auch ißt.
Trotzki keinen. Zweifel, wenn er auf Seite 94 schreibt: „Die
beschäftigten Arbeiter widersetzen sich den Lohnherab¬

setzungen nicht, da sie sich vor den Arbeitslosen fürchten.
Kein' Wunder: Bei einigen Millionen Arbeitsloser ist der

gewöhnliche gewerkschaftliche. organisierte Streikkampf
offenkundig hoffnungslos." ..

Aber über Arbeitsbeschaffung und Arbeitszeitverkürzung
hinaus fordert das AfA-Programm Enteignung .stillgelegter
Betriebe zur Fortführung in. Staatshänden nach piaivwjrtt*
schafllichen Gesichtspunkten, während. Trotz] i . %\ac\<

gleichen Thema folgendes sagt: „Aufgabe muß-dabei seinr

Ingangsetzung der ruhenden. Unternehmen unter Führung-,,
der Betriebsausschüsse auf Grund eines Wirtserrftspfaris *.
(S..100). ... ,,: , } ;;; . . : ... ¦¦'. f-tH*>a$ ^>-:i-

..¦•,.'•-/-'-¦:;.



Wie'öft haben -uns f|i« Körhmurifsten «nd die SAPeure

verspottet über die Forderung: Banken und Ihdustriekon-

trolle, was haben sie flacht über Monopol-, Kartell- und

Bahkenamt. Trotzki is-' anderer Meinung: „Für uns ist somit

die Lösung der'Kontrolle mit einer Periode-der Doppelherr¬

schaft'in der1 Industrie verbunden, die dem Uebergang vom

bürgerlichen Regime zum proletarischen entspricht. ... Die

Kontrolle kann sehr aktiv gebieterisch, allumfassend sein,

sie bleibt oNsr Kontrolle" (S. 101). Er weiß, daß es not¬

wendig- ist, die Arbeiterschaft für ihre neuen Aufgaben der

WirtscrKiftsftihrung zu schulen, daß es nicht genügt, ein

gute Werkmeister, Buchhalter oder Metallarbeiter zu sein,

Um einen Betrieb wirtschaftlich zu lenken. „Vergessen wir

nicht, daß es nicht nur um die Werkführung geht, sondern

auch um den Produktionsabsatz und Versorgung der Be¬

triebe mit Rohstoff, Material, Neuausrüstung und Kredit¬

operationen usw. ... Die Kontrolle ist, allgemein gesprochen,

möglich nur bei unzweifelhafter Uebermacht der Kräfte des

Proletariats über die Kräfte des Kapitals. Doch ist es falsch

zu glaubert, in der Revolution würden alle Fragen mit Ge¬

walt gelöst: Die Betriebe besetzen kann man mit Hilfe der

roten Garde, sie zu leiten bedarf es rechtlicher und admini¬

strativer Voraussetzungen; außerdem: Kenntnis, Fertigkeit,

Organe. Eine gewisse Lehrzeit ist notwendig" (S. 102).

Weil wir im Gegensatz zu den Kommunisten um diese

Voraussetzungen des Sozialismus wissen, fordern wir stets

und ständig gemeinwirtschaftliche Einbauten in die kapita¬
listische. Wirtschaft, an deren Verwaltung die Arbeiter¬

schaft zu beteiligen ist. Dadurch wird es ihr gelingen, die

Kenntnisse zu entwickeln, die nicht nur zur Uebernahme

der politischen, sondern auch der wirtschaftlichen Macht

erforderlich sind.

Die Macht selbst wollen wir auf demokratischem Wege

erringen, weil wir wie Trotzki die Wirtschaftsschädigenden

Wirkungen des Bürgerkrieges kennen und sie vermeiden

wollen. „Das Proletanat ist, wie gesagt, daran interessiert,

den Uebetgang von privatkapitaüstischer zu staatskapita¬
listischer und sozialistischer Produktion mit den geringsten

wirtschaftlichen Erschütterungen, dem geringsten Verlust an

Nationaleinkommen zu bewerkstelligen. Deshalb wird das

Proletariat, hat es sich der Mqcht genähert, oder sogar die

Macht durch kühnsten und energischsten Kampf bereits er¬

obert, seine völlige Bereitschaft äußern, in Betrieben, Fa¬

briken, Banken ein Uebergangsregime zu schaffen".(S. 103).
Dieser Augenblick ist gekommen oder nahe bevorstehend,

denn die Zersetzung der faschistischen Heerschar wird

nicht mehr lange auf sich warten lassen. „Man muß hinzu¬

fügen, daß Hitlers Manöver ein zweischneidiges Manöver ist:

Er täuscht nicht nur seine Gegner, sondern auch seine An¬

hänger. Indes ist zum Kampf, besonders zum offensiven,

Kampfgeist erforderlich Diese Erwägung spricht
gleichfalls dafür, daß Hitler seinen zärtlichen Roman mit

der Weimarer Verfassung nicht allzulange hinziehen kann,
ohne die eigenen Reihen zu demoralisieren" (S. 89). Auf

diesen Augenblick gilt es, die Arbeiterklasse zu schulen und

vorzubereiten. Die Machtverhältnisse in Deutschlund sind in

Fluß; an uns liegt es, sie zugunsten der Arbeiterklasse zu

verschieben. „Doch die revolutionäre Dialektik hat den Aus¬

weg längst gezeigt und an zahllosen Beispielen auf den ver¬

schiedenartigsten Gebieten vorgeführt: Verbindung des

Kampfes um dieMacht mit demKampf um Reformen" (S.30).
Dieser Kampf muß mit aller Energie und von allen Organi¬
sationen der Arbeiterklasse .geführt werden.. Denn „wo kein

Kampf ist, kann auch kein Sieg sein. Gerade die Kraft des

Faschismus und sein Druck schließen diesmal die Möglich¬
keit des Ausweichens vor dem Kampfe aus. Gekämpft muß

werden. Beginnt .aber .das. deutsche Prol.e'6

tar iat zu kämpfen, so kunn es siegen. Es muß siegen"
(S. 108).
Die freien Gewerkschaften und die Sozialdemokratie

haben die Führung in diesem politischen und wirtschaft¬

lichen Kampf. Sie sind im Gegensatz zu Trotzkis Auf¬

fassung nicht gewillt, sie an die Kommunistische Partei ab¬

zugeben. Sie wissen, worum es geht, sie kennen ihren Weg
und sie werden durch klare Aufzeigung der Perspektiven
des Kampfes die Massen um ihre Fahnen sammeln und

zum Sieg für den Sozialismus führen.

DR. OTTO SUHR, BERLIN

Vierte Notverordnung und Angestelltentarife
• Wir. veröffentlichten im-Märzheft der AfA-Bundeszeitung
einen Ueberblick über den Stand der Tarifverträge 1931 und

der Tarifbewegungen 1931 unter Ausschluß der sich auf

Grund' der Vierten Notverordnung vom 8. Dezember 1931

ergebenden- Aenderungen. Die nachfolgenden Tabellen

geben einen. Ueberblick über die Eingriffe der Notverord¬

nung in die von den freien Angestelltenverbänden abge¬

schlossenen-Tarifverträge. Wir trennen damit die durch

die' Notverordnung erzwungenen Tarif änderungen von

den von den Organisationen getragenen Tarif b e w e g u n-

gen. Bei den
.
durch die Notverordnung erzwungenen

Tarifänderungen werden wiederum drei Arten des Eingriffs
unterschieden:

1. Festlegung- der Verbünde im Sinne des Kapitel I § 3

des Sechsten Teils der Notverordnung. 2. Entscheid des

Schlichters gemäß § 4. 3. Eine Sonderstellung nehmen

die Aenderungen in den sogenannten Behördentarifen ein,
die sieh nach den Bestimmungen des Sechsten Teils der

Notverordnung Kapitel VI Gehaltskürzung richten. Da alle

Eingriffe der Notverordnung seit dem 1. Januar 1932 gültig
sind, haben wir von einer zeitlichen Unterscheidung bei der

Fe.stlegung und dem Schlichterentscheid abgesehen und

rechnen statistisch alle Aenderungen auf Grund der Not¬

verordnung noch zum Jahre 1931, gleichgültig ob die Fest¬

legung oder der Entscheid im Dezember 1931 oder erst im

Januar 1932 erfolgt ist.

Am 31. Dezember 1931 bestanden im Bereich des AfA-

Bundes 1640-Gehaltsabkommen, in denen 220 502 Betriebe

mit 1 471 000 Angestellten erfaßt wurden. Durch die Not¬

verordnung sind nach den bisher bei der AfA-Haupt-

geschäftssteile eingegangenen Meldungen 1427 Gehaltsab¬

kommen für 172 941 Betriebe mit 1316 084 Angestellten

geändert worden. Da die Notverordnung nur für die Ge¬

haltsabkommen Gültigkeit hat, die am 8. Dezember be¬

standen, bleiben von den Bestimmungen der Notverordnung
formell 37 Tarife unberührt, in deren Bereich bereits vor

dam 8. Dezember tarifloser Zustand eingetreten war Ueber

diese Tarifverträge, mit denen 12 030 Angestellte erfaßt

werden, ist im Laufe des Dezember verhandelt worden und

praktisch ist, soweit es zu einem neuen Tarifabschluß ge¬

kommen ist, auch bei dem Abschluß die Bestimmung der

Notverordnune' mitberücksichtigt. Bei 21 Tarifverträgen mit

S000 Angestellten besteht seit Inkrafttreten der Notverord¬

nung tariiloser Zustand. 25 Tarifverträge, deren örtlicher

Tabelle 1. Aenderungen der Gehaltsabkommen

Aut Grund der IV. Notverordnung
wurden geändert insgesamt:

davon

Gehaltskürzung durch Festlegung durch Knt-olield D :i«ti Bestimm iijrcn

der Vertragsparteien des Schlichters ( er Kotvcrurd Hingen
"

Tu rite Betriebe Angestellte Tarife Betrü-be j Angestellte Tarife I'et riebe Angestellte Turire Betriebe Angestellte

unter 5 v.H. . 95 17 235 82 839 73 10 214 39 494 • 22 11051 43 345

Sbj-iijnt.'W. H. 217 42 878 273 611 185 34 672 207 934 32 8 206 65 677 — — —

8bisunU0v.H. 4,^^ 31443 315 935 1(56 23 912 112 954 29 4 318 25 514 277 3 213 177 467

10 v. H 197 23 274 196 381 . 154 11 216 101 599 43 12 058 94 782 — — —

ü.'ft0b.u.l5v.H. 321 .41 887 292 545 246 28 609 162 574 75 13 278 129 971 — — —

T5 v, H. . . .-' 10» 15 002 151534 . 78
- 11091 47119 31 3 911 104 415 — — —

wb*ri5v.H . . 1(5 1123
'

3 239 16 1223 3 239 —¦ — — — —
- —

.

Insgesamt . , .
• 1 427- 172 941 . 1316084 .918 120 936; 674 913 232 52822 463 704 277 3213 177 467

"
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Tabelle IL Einzelheiten der Kürzungen

Faddidior GeHmujsbfcoeieH

Metallindustrie , ,

Industrie und Handel.

Einzelhandel .

Großhandel i « * *

Handel, allgemein , ? »

Angestellte
insgesamt

300

7 200

5000

28 WO

3 000

'2 500

14Ö0

14 089

S 000

1250

S50

4 SOG

1ÖO0
1-800

1100

8 "000

5 000

6500'
1050

1500

.659
4 000

1600

12 500

Gelinltsatz
HM

112

«2

91

96

77

100

125

108

•m

m

130

96

95

95

85

90

.85

100

104
94

87.

80

1O0

SO

90

Gruj»pe i

Kürzutigstetrag 1
RM

'

1
*v.H.

17

«

¦¦9

«

10

15

15

13

8

19

14

14
15

10

13

15

10

,14
12

12

10

12

9

15,2

10,7
IM
10,0
12,0

15,9
14,0
8,8
14,6
14,«
9,5

15.0

18,1

11,1
15,6
15,0
9,6
14,9
13,8
15,0.
10,0
15,0
10,0

fjilKprje
iV

Cchiiltsiite jl Äniam-iiMtQg |
•km "RM

333

321

433

424

31«

294

385

290

378

467

371
364

•>m

300

204

305

345
312

.535

.258
380
353

306

'355

'27

14

15

19

IS

15

15

20

37

22

36

37

15

29

'45

14

30

20

22

15

11

19

13

26

20

i\

1b iRechuuag
gesttä.t v.fttag']

•-. «Cid.
|

*.l
'

11,7
M 7,1

• 3,5 1 -6,7
! 4,5 i Iß
l 5,7 8,1

5,1 7,6
3/9 o/S

\ Gß 11,0
10,2 12,1
4,7

.
6,8

9.7 12,2
•10,2 12,4
4/0 0.2

9,7 12/0
15,0 • 14,0
6,9 ~w

! 10,0 12,5

5,8 10^5
-7,1 8,5

>
j 4,5 9,5

4,3 8,5
5,0 10,0
3,3 7,2
45 .13,-5
5,6 ] 7,5

Geltungsbereich sich auf das Saargebiet und Danzig er¬

streckt und die 11 000 Angestellte erfassen, werden von

der Notverordnung nicht berücksichtigt. Von 130 Tarif¬

verträgen mit allerdings nur 20000 Angestellten, also mit

Zwergtarifen, standen die Meldungen bei Abschluß der Sta¬

tistik noch aus. Es handelt sich hier in der Hauptsache um

kleine Tarifverträge bei Konsumvereinen und freien Be¬

rufen, die sich zum Teil an andere Tarifvertrage eng an¬

schließen, so daß praktisch automatisch ebenfalls die Sen¬

kung durchgeführt ist. Die größte Zahl dei Tarifverträge
ist in Festlegung von den Parteien selbst geändert worden,

wie Tabelle I zeigt. Zur Entscheidung vor dem Schlichter

kamen aber zumeist die großen Tarifgebiete. Ueber die

Höhe der Gehaltskürzung gibt die Tabelle I ebenfalls Aus¬

kunft. Dabei zeigt sich, daß im allgemeinen die Kürzungen
beim Schlichterentscheid größer sind als bei der Festlegung
durch die Verbände. Der Durchschnittsbetrag für die Ge¬

haltskürzung läßt sich infolge der verschiedenartigen Ge¬

haltsabmachungen in den Tarifverträgen nui mit gewissem

Vorbehalt berechnen. Wir haben das Mittel aus der

obersten und untersten Gehaltsstufe genommen ohne Rück¬

sicht darauf, wie sich die Zahl der Angestellten auf die ein¬

zelnen Gehaltsgruppen verteilt. Mit diesem Vorbehalt be¬

wegt sich die durchschnittliche Gehaltskürzung in. den ein¬

zelnen • Industriezweigen zwischen 0,1. und 13,6 v. H. Als

Durchschnitt würde sich hieraus eine Gehaltssenkung von

9,7 v.H. ergeben. In Wirklichkeit dürfte die Gehaltssen¬

kung aber wesendich höher sein, weil eine genaue Unter-

sucbung ergibt, daß die Gehaltskürzung in den unteren Ge¬

haltsgruppen vielfach prozentual höher ist als in den oberen

Gehaltsstufen. Aus diesem Grunde haben wir Einzelheiten

der Kürzungen in der Tabelle II besonders zusammenge¬

stellt. Daraus ergibt sich, daß in vielen Fällen zwar der

absolute Kürzungsbetrag in den unteren Gruppen geringer

ist als in den oberen; die Senkung der Gehälter ist aber des¬

halb prozentual größer, weil die Steigerung der Gehälter

in den unteren Stufen in der Zeit von 1927 bis 1931 größer
war als in den höheren Gehaltsgruppen. Durch die' Rück¬

führung der Gehälter auf den Stand vom 10. Januar 1927

ist zwangsläufig die stärkere Kürzung der unteren Gehalts¬

gruppen eingetreten, während bei den früheren Kürzungen

eine bestimmte Freigrenze zumeist beobachtet wurde. Da

sich die meisten- Angestellten in den unteren Gehalts¬

gruppen befinden, führt die vorgerrommene Durchschnitts¬

berechnung zv zu niedrigen Resultaten Eine andere Be-

rechnungsmethode war aber nicht möglich, weil die genaue

Verteilung der Angestellten In den einzelnen Tarifgeb'eten
auf die einzelnen Tarifgruppen nicht bekannt ist. Unter Be¬

rücksichtigung dieser Tatsachen dürfte die Senkung der Ge¬

hälter durch die Notverordnung mit 11 bis 12 v.H. richtig
geschätzt sein. .

. .,....,

Von besonderer Bedeutung sind für die kommende Tarif¬

entwicklung die durch die Notverordnung festgesetzten Ab¬

laufsfristen der Gehaltsabkommen. Bekanntlich wurde durch

die Notverordnung bestimmt, daß grundsätzlich alle Tarif¬

verträge, soweit sie von der Notverordnung betroffen wer¬

den, bis zum 30. April 1932 verlängert werden, den Schlich*

tern wurde aber die Möglichkeit gegeben, die Ablaufsfrist

über den 30 April 1932 hinaus zu verlängern, in beson¬

deren Fällen, in denen am 8. Dezember tarifloser Zustand

war, kann das Gehaltsabkommen auch vor dem 30. April

Tabelle IV. Mantelverträge und Arbeitszeit¬

abkommen nach der Vierten Notverordnung

Tarife Betriebe Angestellte

Bestand nn Mantelverträgen . 1512 205156 1514838

davon durch die Notverord¬

nung unverändert verlängert : 36 8548 99308

erneuert 8 181 2 975

insgesamt .
44 8729 102 283

Bestand an Arbeitszeit¬

abkommen ,...»..
301 71411 590675

davon durch die Notverord¬

nung unverändert verlängert 11 6 210 48 578

erneuert 29 5 906 94 745

insgesamt .
40 12114 143 323

neu abgeschlossene Kurz¬

arbeitszeitabkommen . . .
15 3 740 9 500

Tabelle III. Ablauffristen der Gehaltsabkommen

Summe Vor dem 30. 4.1932 Zum 30. 4.1932
'

Nach dein 30. L 1332

,
Tarife Betriebe j Angestellte Tarife Betriebe Angestellte Tarife betriebe Aniesle!1le Taiife Br-trielie Angestellte

Festleg. d. Vertrags. - .

Entscheid d. Schlicht . .

n. Bestim. d. Notverord.

918

232
277

120936

52 822
3 213

674913

463 704

177 467

32'
.4

1718

2 463

10250

5 312

828

150.

277

108 595

29176
3213

593 725

292526

177. 467

58

78

10 623

21183

70 938

165 866

insgesamt .
1427 172941 131«084 36 4181 15562

'

1255 136954' 10637181 136 31806 236804

60



1932 ablaufen. Die Tabelle III gibt einen Ueberblick über

die Ablaufsfristen der Gehaltsabkommen und zeigt mit e.ller

Deutlichkeit die Massierung der Ablaufsfristen zum

30. April. Von den 1255 Gehaltsabkommen für mehr a!o eine

Million Angestellte, die zu diesem Termin gekündigt werden

können bzw. ablaufen, sind allerdings nach den bisher ein¬

gegangenen Meldungen „nur" 3041 arifverträge für 203 000

Angestellte gekündigt worden (einschließl. der befristeten).

Die Situation hat sich aber dadurch verschärft, daß zugleich
ein Angriff auf die sozialen Bestimmungen des Mantel-

vertrages (insbesondere Urlaub, Verfallklausel) erfolgte.

Bisher sind 266 Mantelverträge für 23S 000 Angestellte ge¬

kündigt worden.

Durch die Notverordnung sind zum Teil in Verbindung

mit den abgeänderten Gehaltsabkommen auch Aenderungen

der Mantelverträge und Arbeitszeitabkommen erfolgt. Ueber

die Eingriffe in_ die Mantelverträge auf Giund der Notver¬

ordnung gibt Tabelle IV Auskunft. Sie zeigt, daß zv.ai in

44 Fällen im Zusammenhang mit der Notverordnung über

den Mantelvcrti ug verhandelt wurde, daß es aber meistens

bei der unveränderten Verlängerung des Mnntelvertruges

geblieben ist. Anders liegen die Verhältnisse bei den Ar¬

beitszeitabkommen. In 56 Fällen wurde der Versuch ge¬

macht, auch das Arbeitszeitabkommen zu ändern, zum Teil

wurde im Zusammenhang mit dem Eingriff in das Gehalts¬

abkommen ein neues Kurzarbeitszeitahkommen abge¬
schlossen. In vielen Fällen wurde das alte Kurzarbeitszeit¬

abkommen erneuert, dabei gelang es oft, die Gehaltskür¬

zungen bei Kurzarbeit in Anbetracht der allgemeinen Ge¬

haltssenkung etwas zu verringern.

DR. LUDWIG GREIL, BERLIN

Gezählte Tätigkeit der Arbeitsgerichtsbehördera
Der Wohlstand der Nation ist auf ungeahnte Weise

gesunken. Daß angesichts dieser Tatsache die amtliche

Statistik keine neuen Blüten ansetzen konnte, nimmt nicht

Wunder; hat doch schon der Altmeister der deutschen

Statistik, Prof. Mayer, die Abhängigkeit des Standes der

Statistik von dem Wohlstand der Nation betont. In einer

Zeit, wo die fällige Volkszählung wegen Geldmangels ver¬

schoben werden muß, kann man von Glück sagen, daß

nicht auch die Statistik der Arbeitsgerichtstätigkeit be¬

schnitten oder verschoben wird, und man muß sich mit

der augenblicklichen Unmöglichkeit, Verfeinerungen der

Erhebung durchzusetzen, wohl oder übel abfinden.

Drei Dinge sind es vor allem, die bei der Beurteilung der

Tätigkeit der Arbeitsgerichtsbehörden im Jahre 1930 ins

Auge springen: der fühlbare Abbau der Organisation, die

Zunahme der Angestelltenstreitsachen und die weitere Ver¬

zögerung des Verfahrens. Von den 527 Arbeitsgerichten,
die im Jahre 1929 gezählt wurden, fanden sich am 1. Ja¬

nuar 1930 nur mehr 462 vor, und die Landesarbeitsgerichte
sind von 80 auf 64 zurückgegangen. Betroffen wurde von

dieser weitgehenden Vereinfachung der Organisation aus¬

schließlich Bayern, das sich zweifellos übernommen hatte.

Infolgedessen sind aus der Statistik auch die Fälle ver¬

schwunden, wo ein Arbeitsgericht im Urteilsverfahren

überhaupt nicht in Tätigkeit getreten ist. Nur im Beschluß¬

verfahren, dos bekanntlich gemäß § 80 ArbGG. für die Fälle

des § 2 Abs. 1 Nr. 5 ArbGG. Anwendung findet, sind auch

noch 1930 nicht weniger als 153 oder 33,1 v. H. aller Ar¬

beitsgerichte nicht in Anspruch genommen worden, ob¬

wohl die Streitigkeiten aus dem Betriebsrätegesetz stark

gestiegen sind. Freilich gab es auch 83 Arbeitsgerichte,
die das ganze Jahr 1930 über nicht eine einzige An-

gc-stelltensache im Urteilsverfahren zu erledigen, sondern

nur mit Arbeiterstreitigkeiten zu tun hatten. Indessen ist

diese Erscheinung im Abnehmen begriffen, denn im Vor¬

jahre waren es noch 140 Arbeitsgerichte dieser Art. Jeden¬

falls darf hieraus kein voreiliger Schluß auf die Zweck¬

mäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit der Kammerbildung
nach § 17 ArbGG. gezogen werden. 293 Arbeitsgerichte

hatten Kammern für Arbeiter und Angestellte. Bei den

Landesarbeitsgerichten ergab sich die erhöhte Notwendig¬

keit, vom Einkammersystem abzugehen. Mit dem Abbau

der Aemter Hand in Hand ging natürlich auch eine Ver¬

minderung der Zahl der Berufsrichter. Die Znhl der Vor¬

sitzer von Arbeitsgerichten verringerte sich von 669 auf

610 und die ihrer Stellvertreter von 706 auf 677, jene der

Landesarbeitsgerichte von 92 auf 77 bzw. von 132 auf 124.

Vorsitzer bzw. Stellvertreter, die nicht ordentliche Richter

sind, wurden noch 20 bzw. 14 gezählt.

Die wachsende Bedeutung der Angestelltensachen für

die Arbeitsgerichtsbarkeit geht daraus hervor, daß von

ihnen 123 552 gegenüber 109 880 im Vorjahr gezählt wur¬

den, und somit eine Zunahme von 12.4 v. H. zu verzeichnen

ist, während sowohl Arbeiter- wie Handwerksstreitigkeiten

zurückgegangen sind. In welchem Verhältnis sich die drei

Gruppen von Arbeitsstreitigkeilen vor den Landesarbeits¬

gerichten befunden, läßt die Statistik leider nicht erkennen.

Doch spricht die Vermutung dafür, daß sowohl wegen der

höheren Klagesummen wie wegen der schwierigeren Rechts¬

fragen der Anteil der Angestelltenstreitsachen in der Be¬

rufungsinstanz unverhältnismäßig groß war. Der Wunsch,

aus, diesem Grunde auch bei den Landesarbeitsgerichten
zu einer Zusammenfassung der Angestelltenstreitsachen

in besonderen Kammern zu schreiten, ist daher begreiflich
und durchaus beachtlich.

Die Verlangsamung des Arbeitsgerichtsprozesses im

Urteilsverfahren ist sowohl vor den Arbeitsgerichten wie

vor den Landesarbeitsgerichten zu erkennen, wahrend das

Reichsarbeitsgericht eine kleine Verbesserung in dieser

Beziehung aufweist. Die meisten Streitigkeiten schwebten

vor den Arbeitsgerichten 2 Wochen bis 3 Monnte, vor den

Landesarbeitsgerichten 1 bis 2 Monate. Das Beschlußver¬

fahren ist vor den Arbeitsgerichten eine Kleinigkeit

schleppender, vor den Landesarbeitsgerichten forscher ge¬

worden.

Recht interessant ist die Durchführung der Arbeits¬

streitigkeiten. Die im Urteilsverfahren insgesamt an¬

hängigen und zu Ende geführten Streitfragen fanden

folgende Erledigung: (9;g lgJ0

rjurjj
Zahl v. II. Zulil v. H.

der Streifsa i en

Vergleich im Güteverfahren 98 011 25,2 93 826 23,5

Vergleich im streitigen Ver¬

fahren 47 682 12,3 50 045 12,5

Verzicht (§ 306 ZPO.) ... 951 0,2 876 0,2

Anerkenntnis 9 570 2,5 11794 3,0

Zurücknahme der Klage . . 82 203 21,2 89 913 22,5

Versäumnisurteil 43 935 11,3 44161 11,1

Anderes Endurteil . . . . 69 181 17,8 75 122 18,8

Erledigung auf andere Weise 36 832 9,5 33 703 8,4

Demnach ist der Erfolg des Güteverfahrens (§ 54

ArbGG.) zurückgegangen. Worauf dies zurückzuführen ist,

läßt sich schwer sagen. Es mag die Unversöhnlichkeit der

Parteien mit der Verschärfung der Krise und der dadurch

bedingten erhöhten Gegensätzlichkeit der Interessen von

Kapital und Arbeit gewachsen sein, es kann auch Ab¬

nahme der Geschicklichkeit und Ausdauer der Vorsitzen¬

den daraus geschlossen werden, es kann aber ebensogut

auf eine Akzentuierung der Rechtsidee seitens der Recht¬

suchenden hinauslaufen. Anscheinend gewinnt dagegen

das Vergleichsverfahren im Verlaufe der streitigen Ver¬

handlung an Bedeutung. Diesen Vorgang kann man nur

begrüßen. Die Partei ist in Anwesenheit der Beisitzer

weniger befangen und kommt dabei zu ihrem Recht, den

Streitstoff nach ihrem Geschmack und Rechtsempfinden
zunächst überhaupt einmal vor Gericht, nicht vor einem

Schlichter, vorzutragen, sich den ganzen Grimm über das

vermeintliche Unrecht von der Seele zu reden. Bei ge¬

schickter Führung gelingt es dann m. E. weit eher, ver¬

söhnungsreife Parteien einander näher zu bringen als

außerhalb der Streithandlung. Nichts beweist dies

schlagender als das Verfahren vor dem Landesarbeits¬

gericht. Im übrigen muß oberstes Gesetz bleiben. Recht

zu sprechen. Weder die Arbeitsüberlastung der Gerichte

noch die Begehrlichkeit der Parteien dürfen sich dem ent¬

gegenstellen. Die allzu gut geschmierte Vergleichs¬

maschinerie untergräbt nur allzu leicht die Autorität des

Gerichts. Deshalb bleibt es verwunderlich und beunruhi¬

gend, daß der Anteil der Urteile an der Prozeßbeendigung,

wenn er auch um ein Geringes gestiegen ist, doch ver¬

hältnismäßig niedrig steht. Daß die Rechtspflege davon

keine Hypertrophie .der Rechtsstarrheit bei den Parteien

zu befürchten braucht, ergibt sich u. a. auch aus der Tat¬

sache, daß diese nicht einmal den wegen grundsätzlicher

Bedeutung des Rechtsstreits eröffneten Instanzenzug voll

ausnutzten. Denn während die Arbeitsgerichte in 4672
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Fällen die Berufung zuließen, obwohl die Berufungssumme
nicht erreicht war, machten nur 4315 Beteiligte davon Ge¬

brauch.
Von den Streitigkeiten bezogen sich naturgemäß die

meisten auf den Kampf um den Inhalt und die Erfüllung

des Einzelarbeitsvertrages. Ihnen folgte an Bedeutung der

ganze Stoß, der sich um die Entlassung von Arbeit¬

nehmern und ihre Einsprüche hiergegen nach §§ 84 ff.

BRG. bezieht. Erst an dritter Stelle standen die Streitig¬

keiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen

und Dritten aus Tarifverträgen. Zahlenmäßig viel weniger

fielen die Streitigkeiten über die Betriebsverfassung ins

.Gewicht. Indessen boten gerade diese Auseinander¬

setzungen ein deutliches Bild von der Verschärfung des

Verhältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer

unter dem Druck der Krise, das im Jahre 1931 voraus¬

sichtlich noch viel markanter werden dürfte. Insbesondere

stieg die Zahl der Fälle, in denen die Zustimmung der Be-

IriebsvertretiAg zur Kündigung oder Versetzung von Be»

triebsratsmitgliedern durch das Arbeitsgericht ersetzt

wurde. Wie schwer die Betriebsvertretungen gerade der

Angestellten um ihren Bestand und ihre Geltung zu.

kämpfen hatten, geht aus der Tatsache hervor, daß in.

030 Fällen gegenüber 245 des Vorjahres das Beschlußver¬

fahren zu diesem Zwecke in Anwendung kam, was einer

Steigerung von 157 v. H. entspricht, während die Zählen

bei den Arbeitern 1062 bzw. 702 lauteten, was nur einer

Steigerung von 51 v. H. entspricht.
Das Reichsarbeitsgericht hatte mit 953 Revisionen, 118 Re¬

visionsbeschwerden und 92 Rechtsbeschwerden zu tun. Von

den Revisionen blieben 35,7 v. H. gegen 24,9 v. H. im Vor¬

jahre unerledigt. Die meisten Revisionen (748) gelangten vor

das Reichsarbeitsgericht, weil die grundsätzliche Bedeutung
des Rechtsstreites von den Landesarbeitsgerichten zugelassen
worden war. Sprungrevisionen gemäß § 76 ArbGG. gegen

die Urteile der Arbeitsgerichte kamen nur 4 zum Zuge.
Das Reichsarbeitsgericht bestand im Jahre 1930 aus

1 Senat, in dem ein Senatspräsident und 11 Reichsgerichts-
räte tätig waren. Die wachsende Zahl der unerledigt ge¬

bliebenen Sachen deutet darauf Win, daß die Reichsjustiz¬

verwaltung im Haushalt des Reichsarbeitsgerichts etwas

großzügiger verfahren sollte.

SOZIALPOLITIK

Die Denkschrift des Reichsgesundheitsamtes
über die gesundheitlichen Verhältnisse des

deutschen Volkes

Die Denkschrift, im August 1931 abgeschlossen, als

Nr; 1224 der Reichstagsdrucksachen Oktober 1931 er¬

schienen, gibt in einem umfangreichen und gut zusammen¬

gestellten Material eine ausgezeichnete Uebersicht über die

gesundheitlichen Verhältnisse für die Jahre 1928, 1929 und,

soweit Berichte vorüegen, auch für 1930 und 1931, sie -.-'.'

streckt sich hiernach auf eine wirtscbaftlich gute Epoche
und den Beginn des Abstiegs. In Anbetracht seiner Wich¬

tigkeit nimmt die Besprechung des Problems der Probleme,

die Geburtlichkeit, der eine ausschlaggebende Faktor

des Bevölkerungsstandes, dessen anderen die Sterblichkeit

bildet, einen großen Raum ein. Die Geburtlichkeit ist von

35,6v.T. im Jahre 1900 auf 17,5v.T. 1930, also in drei

Jahrzehnten auf die Hälfte gesunken, eine Tatsache, die in

ihrer Größe und Dauer von viel tieferer, WJrkung auf den

Bevölkerungsstand und dessen Wertigkeit ist, als Hungers¬

not, Krieg und Epidemien es je gewesen sind. Sie ist so

niedrig geworden, daß, wenn man sie auf die normale

Altersbesetzung der Vorkriegszeit umrechnet, sich ein Be¬

völkerungsverlust von 1,6 v. T. ergeben würde. Ihr Sinken

wird auf eine bewußte Geburtsbeschränkung durch Früh¬

abtreibung und Empfängnisverhütung zurückgeführt, für die

von der Denkschrift „die Entwicklung zur Großstadt mit

ihrer Vergeistigung der Menschen und ihrer erzwungenen

Abkehr vom Naturhaften und die Sorge für die Zukunft

der Nachkommenschaft" verantwortlich gemacht wird; was

bedeuten würde, daß hier übermächtige gesellschaftliche
Verhältnisse vorliegen, die alle Familien zwingen, sich zu

fügen, wollen sie nicht sofort die ganze Schwere des Daseins

doppelt zu fühlen bekommen. Bis weit hinein ins platte
Land hat sich die Geburtenziffer gesenkt und sichert hier

mit 21,3 v. T. noch gerade so eben den Bestand. Wenn die

Denkschrift meint, daß „ein Umschwung des Rückganges
ohne eine tiefgreifende Aenderung der heutigen Kultur und

Zivilisation nur von einer stark volksbetonten inneren Auf¬

lehnung gegen die sichere Volksverstümmelung und Ueber-

fremdung zu erwarten sei", so dürfte eine solche Auffassung
in ihrem Optimismus um so mehr versagen, als diejenigen
Kreise, die eine solche volksbetonte Anschauung in der

Theorie immer propagierten, mit der Geburtenbeschränkung
in der Praxis schon vor Jahrzehnten begonnen haben und

sie auch heute unentwegt fortsetzen. Der Verlauf dürfte in

der Zukunft, nüchtern betrachtet, wohl der sein, daß

während der wirtschaftlichen Krise der Geburtenrückgang
seinen Fortgang nehmen, nach Besserung der wirtschaft¬

lichen Verhältnisse die Geburtlichkeit ansteigen wird, bis-

sich die Bevölkerung der Kulturnationen auf einen

anderen BevölkerungsStandard eingestellt hat, der

der Möglichkeit der Ausbildung jedes einzelnen Volks¬

genossen zum Qualitätsarbeiter entspricht. Die auf eine

überstürzte Industrialisierung der letzten Jahrzehnte ab¬

gestellte und zur Vergrößerung /der Städte hinführende

Geburtlichkeit, die der Vorurteilslose wohl nachträglich als

einen Irrweg erkennen wird, wird, nie mehr wiederkehren;

das deutsche Volk wird gegenüber anderen Völkern nur

durch erhöhte Qualitätsleistung bestehen können.

Die andere Komponente des Bevölkerungsstandes, die

Sterblichkeit, weist, wie die Denkschrift mit Recht

hervorhebt, fast nur erfreuliche Seiten auf; sie zeigt, man

darf das mit Stolz bekennen, was zielbewußte Gesundheits¬

politik vermag. Die allgemeine Sterblichkeit ist von 15 v. T*

im Jahre 1913 auf 11,1 v.T. 1930 gefallen, die Lebens¬

erwartung seit 1871/80 um volle 20 Jahre gestiegen, ein

erstaunliches Resultat. Das Sinken der allgemeinen Sterb¬

lichkeit ist vorzugsweise auf das Sinken der Säuglings¬
sterblichkeit (1913: 15,1 v.H. der Lebendgeborenen, 1930;

8,4 v. H.) und auf das Sinken der Kleinkindersterblichkeit

(von den einjährigen starben vor 5 Jahrzehnten 10 v. H.

innerhalb der nächsten 4 Jahre, jetzt nur noch 2,8 v. H.)
zurückzuführen. Diese Beobachtung führt einige Erbforscher

ad absurdum, die die Säuglingsfürsorge mit der Behauptung

bekämpfen, dafi sie nur erblich minderwertiges Leben er¬

halte, welches früher nach „Naturrecht" abgestorben wäre;

wäre das richtig, so müßte dieses „natürliche" Absterben

nachträglich im Kleinkindalter erfolgen, dessen Fürsorge
leider noch sehr viel zu wünschen übrig läßt. Wie erwähnt,

ist das nicht der Fall, sondern auch die Kleinkindersterb-

lichkeit ist gesunken. Nur die Sterblichkeit der beiden,

ersten Lebenstage ist gestiegen, wie die Denkschrift an¬

nimmt, infolge beruflicher Schädigung der Hochschwan¬

geren. Wahrscheinlich liegt hier nur ein statistisches Miß¬

verständnis vor. Da mit der Abnahme der Geburtenziffer

die Relativzahl der Erstgeborenen, die durch die Geburt

gefährdeter sind als die Nachgeborenen, zunimmt, muß

auch die Relativzirfei der Todesfälle in den ersten beiden

Lebenstagen steigen, ohne dafi in den absoluten Ziffern sich

etwas änderte. Die Frühsterblichkeit in den ersten fünf

Lebenstagen ist noch sehr hoch, sie beträgt immer noch

40 v. H. aller Todesfälle im ersten Lebensjahre überhaupt
und verlangt einen energischen Ausbau der Schwangeren¬

fürsorge zur Erfassung aller durch die Geburt Gefährdeten,

um sie zu rechter Zeit den Entbindungsanstalten zuzuführen,

in denen die Gefahren jeder Geburt bedeutend geringer

sind. Die Sterblichkeit der mittleren Altersklassen der Be¬

völkerung ist niedriger als die anderer Völker, die der über

60 Jahre alten Personen höher als bei den nordischen

Völkern. Der Vergleich der Geburtenziffer und der Sterb¬

lichkeit ergibt, daß das deutsche Volk noch einen Geburten-

überschuß von 6,5 v. T. gegen 12 v. T. 1913 hat. Die

Denkschrift weist darauf hin,- daß im nächsten Jahrzehnt,

wenn die mittleren Altersklassen nicht mehr so gut besetzt

sein werden wie heute, aus diesem Ueberschuß sich ein

Manko ergeben wird.

Geht man auf die Erkrankungen und Sterbefälle an ein¬

zelnen Krankheitsgruppen über, so zeigen alle diejenigen,

die Erkrankungen der Kreislauforgane betreffen oder auf sie

zurückzuführen sind, wie Schlaganfall, steigende Tendenz,

sie stehen mit etwa 179000 an erster Stelle, haben Tuber¬

kulose um das Dreifache übertroffen und sind ein Zeichen

einer anderen, nämlich stärkeren Besetzung der höheren

Altersklassen gegen früher. Deswegen steigen auch die

Todesfälle an Zucker, Krebs, Altersschwäche, weil immer
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mehr Personen in das Alter gelangen, in dem diese Er¬

krankungen erst auftreten, wodurch für die Gesundheits¬

und Krankheitsfürsorge neue Probleme entstehen. Es steigen

die Verunglückungen infolge Maschinisierung des Verkehrs,

es steigen die Selbstmorde als Folge der katastrophalen

wirtschaftlichen Verhaltnisse. Die Sterbefälle der Kinder an

akuten Infektionskrankheiten, Diphtherie, Scharlach, Masern,

Keuchhusten halten sich auf gleicher niedriger Höhe (etwa

12000), weil wir glücklicherweise von Infektionsepidemien

verschont geblieben sind. Ob hierfür die Schutzimpfung

gegen Diphtherie in Anspruch genommen werden kann, ist

angesichts der Tatsache, daß auch Scharlach sich niedrig

hält, ohne daß es hierfür eine Schutzimpfung gibt, zweifel¬

haft. Die Erkrankungen an Kindbettfieber nach regelrechten

Geburten und Fehlgeburten gehen seit Jahren, besonders

in den Großstädten, zurück, wahrscheinlich, weil die früher

sehr verbreitete illegale Fruchtabtreibung immer mehr der

Empfängnisverhütung Platz macht. Wenn die Todesfälle

an Kindbettfieber für das gesamte Reich noch gleich¬

geblieben sind, so deswegen, weil in kleineren Gemeinden

und auf dem Lande die gefährliche Fruchtabtreibung be¬

sonders bei den Unverheirateten noch sehr verbreitet ist.

Auf diesem Gebiete geht allnjählich eine begrüßenswerte

Entwicklung- vor sich. Der Sozialhygieniker war nie der

Meinung, daß mit der Aufhebung des § 218 allein irgend

etwas Grundlegendes zur Beseitigung der bestehenden Not

erreicht sei, er hat immer betont, daß eine vernünftige, von

grundsätzlichen Erwägungen getragene Geburtenregelung

durch Empfängnisverhütung, die ohne körperliche und

seelische Schädigung- von Mann und Frau vor sich geht,

die einzig endgültige Lösung sei. Es ist schwer zu sagen,

wie stark diese Fruchtabtreibung schon zurückgegangen

ist, manche Stimmen wollen schon von 50 v. H. wissen. Von

Geschlechtskrankheiten gibt die Denkschrift an, daß Syphilis

stark falle (wahrscheinlich infolge der schnellen Beseitigung

der ansteckenden Symptome durch Salvarsan. Der Ref.),

ebenso weicher Schanker, Tripper hält sich auf gleicher

Höhe. Die Denkschrift glaubt mit Recht an einen Erfolg

des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten

und wünscht zur Vertiefung- des Erfolges den Ausbau der

Kleinarbeit auf Grund dieses Gesetzes.

Die Tuberkulosesterblichkeit ist sehr stark gesunken, 1880:

33 v.T. Lebende, 1913: 14,3 v.T., 1929: 8,7 v.T. Warum

wohl? Geht es uns so gut? Ist die Tuberkulose keine sozial

bedingte Krankheit mehr? Nur die Summierung aller sozial-

hygienischen und -politischenEinrichtungen undMaßnahmen

unseres jetzigen Staates, Sozialversicherung, Kranken¬

fürsorge, Arbeitsschutz, die Erhöhung des Lebensstandards

durch die mühsame Arbeit der beruflichen Organisationen,
die Hygienisierung der Betriebe, die Ausschaltung der

Pflegeschäden durch Volksaufklärung, das notorische Rein¬

lichkeitsstreben unseres Volkes, alles das zusammen¬

genommen können das Sinken der Tuberkulose wohl er¬

klären. Aber sie zeigen zugleich, daß es mit einer allge¬

meinen Forderung nach Besserung der „sozialen" Verhält¬

nisse allein nicht getan ist, sondern daß ganz spezifische,
auf die Gesundheit abgestimmte Forderungen aufgestellt
und erfüllt werden müssen, wenn ein gesundheitlicher Erfolg¬

winken soll. Aber alle außen aufgeworfenen gesundheit¬
lichen Dämme, so notwendig- sie sind und so energisch sie

verteidigt werden' müssen, werden nichts helfen, wenn die

Not am Körper selbst zehrt, der das Mittelglied ist, durch

den alles andere erst wirken kann, und so ist mit einem

baldigen Ansteigen der TuberkulosesterbKchkeit zu rechnen,

sie ist in einigen Gegenden Deutschlands schon 1930 beob¬

achtet worden. Verhältnismäßig- hoch ist, wie die Denk¬

schrift anführt, die Sterblichkeit der Frauen an Tuberkulose

im 15. bis 30. Lebensjahre, eine Tatsache, die neben vielen

anderen eine starke Waffe im Kampfe gegen die doktrinäre

Open-door-Bewegung ist. Neurasthenie und die ähn¬

lich benannten Nervenerkrankungen (Neurosen), im wesent¬

lichen vermehrte Reiz- und Erschöpfungserscheinungen des

Nervensystems sind stark gestiegen, „durch starkes Ab¬

sinken der inneren Spannkraft, die teils durch zunehmende

Belastung mit einer durch ihre Einseitigkeit ermüdenden

Arbeit, teils durch, eine besondere Einstellung zur

Umwelt (auch im Original gesperrt) bedingt ist". Das

Zurückgehen auf psychologische Momente peripheren
Charakters dürfte nicht genügen, auch sie bedürfen noch

einer tieferen Erklärung- durch Zurückführung auf das un¬

erhörte, früher nie gekannte Tempo unseres gesamten

Lebens, das den meisten Menschen nicht einmal eine gewisse

Sicherheit ihrer Existenz als Aequivalent gewährt. Lebens-

hast und Leberfsunsicherheit, die zermürbenden Kennzeichen

unserer heutigen Zeit, haben allen Menschen jede feste

Grundlage ihres Lebens entzogen, kein Wunder, daß si<-

mit Labilität des Seelenlebens, mit allgemeiner Reizbarkeit,

mit Mutlosigkeit, mit Selbstvernichumg bis zum Selbstmorde

reagieren.
Die Reichsgebrechlich enzählun g vom Jnhre

1925 ermittelte die ungeheure Ziffer von 713 571 Gebrech¬

lichen, wovon allerdings 429 654 auf körperliche Gebrechen

fielen. Die Zahl der Taubstummen und weiblicher. Blinden

ist sehr erheblich gesunken, die der männlichen Blinden

nur wegen der Kriegsblinden auf gleicher Höhe geblieben.
Der größte Teii dieser schweren Gebrechen ist im Leben

erworben worden und kann sich daher nach der Regel,

daß erworbene Eigenschaften nicht vererbt werden, nicht

weiter vererben. Auch der weitaus größte Teil der eigent¬

lichen körperlichen Gebrechlichkeit mii verringerter Be¬

wegungsfähigkeit ist im Leben erworben worden, ihre Zahl

muß sich also durch geeignete Maßnahmen noch stark

senken lassen, besonders diejenigen, die auf Geburtsfehlern,

Tuberkulose, englischer Krankheit beruhen. Im Gegensatz
hierzu beruht bei einem großen Teile der geistig Gebrech¬

lichen ihre Erkrankung auf Vererbung. Hier können äußere

Maßnahmen nichts leisten, hier kann nur ein Gesetz eugeni-
scher Natur helfen, das bei allen in offener Pflege befind¬

lichen geislig Erkrankten die Sterilisiening unter Wahrung

bestimmter Kautelen vorsieht, um die Vererbungskette ab¬

zuschneiden. Die Zahl der wegen Alkoholismus in

Anstalten Verpflegten hat zugenommen, kein Ruhmesblatt

für die Gesellschaft. Der Verbrauch an Zigarren und

Zigaretten hat erheblich zugenommen, der letztere hat sich

seit 1923/24 verdoppelt und beträgt jetzt 29,4 Milliarden

Stück, was gesundheitlich durchaus nicht leicht zu nehmen

ist. Seit 1926 fällt der Verbrauch an Betäubungsmitteln, die

Verordnung- über das Verschreiben Betäubungsmittel ent¬

haltender Arzneien wird ihn sicherlich noch weiter sinken

lassen. Ueber 1 v.H. der Aerzte sind Morphinisten (!).

Das letzte Kapitel der Denkschrift beschäftigt sich mit

der Arbeitslosigkeit und schildert die Gefahren an

Körper und Geist, die hier drohen. Es hätte angesichts der

Tatsache, daß das Volk bei vollen Scheuern hungert, nichts

verschlagen, wenn dieses Endkapitel eine etwas schärfere

Sprache geführt hätte. Der Fürsorgearzt in den

Proletarieivierteln sieht jetzt schon den gesundheitlichen

Schaden, der sich zu allererst bei den Frauen und Kindern

bemerkbar macht und zu einer vom Kriege her wohl¬

bekannten Abmagerung führt, das Ansteigen der Schmutz¬

krankheiten und der Verlausung bei den Schülern ist eben¬

falls ein bekanntes wichtiges Zeichen des beginnenden

gesundheidichen Abstiegs. Noch ist die Substanz der Ge¬

sundheit nicht wesentlich angegriffen, aber der Zeitpunkt

hierfür ist nicht mehr fern.

Stadtarzt Dr. R o e d e r, Berlin-Treptow.

STÄTISTtrt\ÖE'fi ÖfWERBStqSiGkEIT

Stand um Letzten des

Monats in v. II.

I. Industrie und Handel: März 1932 februar 1932

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA) -. 14,8 14,4

b) Bankangestellte 11,6 11,3

c) Technische Angestellte (Butab) . . 33,0 32,4

d) Werkmeister 20,3 20,0

e) Poliere, Schachtmeistcr im Baugew. 54,5 53,9

f) Werkmeister der Schuhindustrie . . 20,6 20,6

II. Behörden (einschließlich Anstalten

der Sozialversicherung):

a) Büroangestellte (ZdA* > 7,9 7,8

b) Technische Angestellte (Butab) . . 19,9 19,7

Index der Erwerbslosigkeit

I. Industrie und Handel:

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA) .

b) Technische Angestellte (Butab) . .

c) Poliere, Schachtmeister im Baugew.

d) Werkmeister der Schuhindustrie . .

ßeredinunjrsbnsi
März 1932 Feb

384
575

405

313

s l91->-2H

mar 1932

372

564

401

313

Gewogener Durchschnitt: 434 424

II. Behörden (einschließlich Anstalten •

der Sozialversicherung):

a) Büroangestellte (ZdA) 266 200

b) Technische Angestellte (Butab) . .
1106 1097

Gewogener Durchschnitt: 336 330
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STATISTIK DER TARIFBEWEGUNGEN INTERNATIONALES

I. KUndiqung und Abschluß von Mantelverträgen ')

1932

Januar*). . .

Februar . . .

März

1.—15. April

Gekündigte Mantelverträge

Anzahl

24

17»)
29»)
7P)

für

Betriebe

15 940

2 948

9136

lür

Angestellte

33 769

74 469

in18

S4 588

Erneuerte bzw. verlängerte
Mantelverträge-)

lür liir

Betriebe Angestellte
Anzahl

21

7 908

6322

41202

54 575

I -

II. Kündigung und Abschluß von Gehaltsabkommenl)

1932

ianuar4).
. .

'ebruar . . .

März
1 —15. April

Gekündigte Gcbaltsabkoramen

Anzahl

22

15»)
29»)

1543)

für I

Betriebe

lür

Angestellte

733

2 881

2946

9006

6080

8 922

21718

52 091

Erneuerte bzw. verlängerte
Gehaltsabkommen2)

lür
. | für

Betriebe | Angestellte
Anzahl

96&)

}25
26797 155 967

79093

J) Die Tabellen siru! aufgestellt nach Eingang der Meldungen bei der

AfA-Hnuplgeschaflsstelle Die in den letzten Tagen eines Monats aus¬

gesprochenen Kündigungen erscheinen dadurch bereits in der Rubrik

des nächsten Monats.

2) Eiu Teil clor Abkommen wurde ohne vorausgegangene Kündigung

verlängert bzw. erneuert.

*) Verhandlungen über NeuabschluH schweben größtenteils nodi.

4). Eine große Zahl von Verträgen wurde noch im Dezember ge-'

kündigt.

6) Hierbei sind die Abkommen, die auf Grund der Notverordnung
vom 8. Dezember 1931 abgeschlossen wurden, nicht mit eingerechnet.

16. Internationale Arbeitskonferenz

Zur Zeit tagt in Genf die 16. Internationale Arbeitskonfe-

renz. Sie beschäftigt sich u. a. mit dem Mindestalter für die

Zulassung von Kindern zur Arbeit in nichtgewerblichen Be¬

rufen, mit internationalen Grundsätzen für die Alters-, In¬

validen- und Hinterbliebenenversicherung, mit dem Verbot

der gewerblichen Stellenvermittlung und der teilweisen

Aenderung des 1929 beschlossenen Uebereinkommens über

den Schutz der mit dem Be- und Entladen von Schiffen be¬

schäftigten Arbeitnehmer gegen Unfälle. , . ... .

Wir werden über den Verlauf der Konferenz in der näch¬

sten Nummer der AfA-Bundeszeitung berichten.

Appell des AfA-Bundes

an die 16. Internationale Arbeitskonferenz

Im Hinblick auf die noch immer wachsende Arbeitslosig¬
keit in allen Ländern hat der AfA-Bundesvorstand in den:

nachstehenden dringenden Telegramm um die Einberufunt¬

einer besonderen Konferenz zur Besprechung wirksamer

Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ersucht:

16. Internationale Arbeitskonferenz, Genf

Wirtschaftsnot, Massenelend der Erwerbslosen voi

Stunde zu Stunde unerträglicher. AfA-Bundesvorstan;'

ersucht namens fünfhunderttausend Angestellter dringend

Einberufung internationaler Sonderkonferenz zwecks Be¬

ratung wirksamer Maßnahmen, vor allem Aktion für

Vierzigstundenwoche.
. .

AfA-Bundesvorstand: S. Aufhäuser.

AUS DEM AFA - B UND

Vertreterversammlung der .

Genossenschaft Deutscher Bühnenangehörigen
Die Bühnengenossenschaft hielt ihre diesmalige Ver¬

treterversammlung in der Zeit vom 5. bis 7. April in

Düsseldorf ab. Angesichts der herrschenden Theaternot

war die Tagung von besonderem Ernst, aber auch von dem

Tatwillen getragen, den turmhohen Schwierigkeiten mit

aller gewerkschaftlichen Entschiedenheit zu begegnen...Der
AfA-Bundesvorstand hatte seinen Vorsitzenden, unseren

Kollegen Aufhäuser, zu der Tagung entsandt. Aus dem

sehr instruktiven Geschäftsbericht, den Kollege Otto er¬

stattete, ging hervor, daß die kommunistische Opposition
das Schauspielerelend für den erwünschten Anlaß ansieht,
um die freie Künstlergewerkschaft zu zerschlagen. Es war

ein geradezu erdrückendes Material, das Kollege Otto zum

Vortrag brachte und aus dem hervorging, daß es der so¬

genannten „RGO" darauf ankommt, den organisierten
Schauspielern jede organisierte Abwehr gegen das herr¬

schende Elend unmöglich zu machen, wenn nur auf der

anderen Seite die KPD Nutznießer des Schauspielerelends
sein kann. Auf der Tagung selbst operierten die Redner

dieser sogenannten Opposition mit den üblichen Mitteln, um

das Vertrauen zur Gewerkschaftsleitung zu zerstören; sie

erfuhren aber bei der überwältigenden Mehrheit der Ver¬

treterversammlung schroffste Ablehnung. Das Bekenntnis

zur Fortführung der gewerkschaftlichen Linie und die Zu¬

rückweisung der kommunistischen Treibereien fanden ihren

Niederschlag in der Annahme der folgenden Entschließung:

. „Die Vertreterversarnmlung billigt die Führung der

GDBA nach wirtschaftspolitischen und, gewerkschaft¬
lichen Grundsätzen. • Sje sieht in. dem Eindringen von

radikal-politischen Bewegungen in die Gewerkschaft eine

große Gefahr für deren Bestand und für den Bestand des

.
deutschen Theaters. Sie erklärt jeden Versuch einer

. parteipolitischen Zersetzung als eine Schädigung der

Interessen der GDBA im Sinne des §. 6c, Abs. 2 und

erwartet von der
, Leitung, daß sie dagegen mit den

schärfsten organisatorischen Mitteln vorgeht."

Diese Entschließung wurde noch unterstützt durch die Ab¬

lehnung eines Antrages der Opposition, wonach die wegen

ihrer Zugehörigkeit zur RGO ausgeschlossenen Mitglieder

\yieder aufgenommen werden sollten und weiter aus,, diesem..

Grunde keine Ausschlüsse mehr vorgenommen werder

dürften. Ueber die Theaterkrise und die Notverordnung

erstattete Kollege Wallauer ein Referat, das die unsozialer

Auswirkungen der Notverordnung für die Bühnenangestell¬

ten aufzeigte und den Regierungsstellen eine sicherlicl-

nicht unverdiente scharfe Kritik einbrachte. In einer sehi

temperamentvollen und ausgezeichneten Darlegung behan¬

delte Grete Um die Stellung des Deutschen Bühnenvcreins

zum Tarifvertrag. Der Bühnenverein hat es für angezeigt

gehalten, die jetzige, von der Reaktion geschaffene Lage

zu benutzen, um den Reichstarif zu kündigen und dem

Bühnenpersonal in einem neuen Gegenentwurf geradezu

unerträgliche Zurnutungen zu stellen. Die Vertreterver¬

sarnmlung hat diesen Gegenentwurf unter Protest zurück¬

gewiesen und ihre Leitung beauftragt, für die Erhaltung
des kollektiven Arbeitsrechtes am Theater den entschieden¬

sten Kampf aufzunehmen. Eine sehr ergiebige Debatte be¬

schäftigte sich mit der Eingliederung der erwerbslosen

Schauspieler in die satzungsgemäße Körperschaft der

Bühnengenossenschaft. Auch hier zeigte sich das kommu¬

nistische Streben, durch besondere Organisationen der Er¬

werbslosen innerhalb derBühnengenossenschaft ihre dunklen

politischen Ziele zu erreichen. Damit endlich der Be¬

griff „Erwerbslosigkeit" irgendwie begrenzt wird, wurde

ein Antrag des Vertreters aus Köln angenommen, nach

welchem nur derjenige als erwerbslos zu betrachten ist, der

vor Eintritt seiner Engagementslosigkeit mindestens 3 Jahre

der Bühne angehört hat und der während dieser Zeit Mit¬

glied der Genossenschaft war und seine Beiträge bezahlt

hat. Selbstverständlich ist, daß man auch während der Er¬

werbslosigkeit Mitglied der Genossenschaft sein muß.

Bei den Neuwahlen der Leitung würden die Kollegen
Otto und Wallauer als gleichberechtigte Präsidenten wie¬

dergewählt. Die Tagung hat die Erwartungen der kommu¬

nistischen Gewerkschaftszerstörer vollkommen enttäuscht,

und wir können der Bühnengenossenschaft nur wünschen,

daß der innere Streit die so dringliche Gewerkschaftsarbeit

nicht länget belastet. Diejenigen Elemente, die auch künf¬

tig ihre politischen Treibereien für wichtiger erachten als

den Existenzkampf der Bühhenangestellten, sollten von dem

neugewählten Präsidium möglichst bald unschädlich .ge¬

mächt werden. "--".'-' "_ vi".'."' -.'.
. ,
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